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Liebe Leserinnen

und Leser,

die Legislaturperiode dauert effektiv nur noch we-
nige Monate. Bis dahin haben wir jedoch klare Er-
wartungshaltungen an die Bundesregierung. Ich
greife mir drei Beispiele heraus.

Mitte Januar wurde bekannt, dass es einen Referen-
tenentwurf des Bundesjustizministeriums fiir ein
Gesetz zum Hinweisgeberschutz (,,Whistleblowing*)
gibt, den Ministerin Christine Lambrecht mit dem
Koalitionspartner abstimmt. Die Zeit eilt. Schlief3-
lich ist die diesbeziigliche EU-Richtlinie bis zum 17.
Dezember 2021 in deutsches Recht umzusetzen. Bei
ihren Erlduterungen nahm Ministerin Lambrecht
viele der von Transparency Deutschland formulier-
ten Argumente und Forderungen auf. Was mich ein
wenig irritiert, ist die Begrenzung der 6ffentlichen
Debatten auf die Privatwirtschaft. Das verkennt, dass
sowohl die EU-Richtlinie als auch der Referenten-
entwurf ebenso Behdrden im Blick haben. ,,Selbst-
verstandlich“ mochte man rufen, denn: Nachteile
darf es weder fiir die Compliance-Mitarbeiterin einer
Bank geben, die die Beteiligung ihres Arbeitgebers
an Geldwasche offenbart, noch fiir den Beamten im
Umweltministerium, der auf einen korruptiven Um-
gang eines Vorgesetzten mit einem bekannten Le-
bensmittelproduzenten hinweist.

Kaum ein Gesetzgebungsvorhaben hat es schwerer,
den Weg in das Bundesgesetzblatt zu finden, als das
Verbandssanktionengesetz. Nach Streit innerhalb
der Grofden Koalition legte die Bundesjustizministe-
rin im April 2020 den zweiten Gesetzentwurf dazu
vor. Nun soll das Werk ,,Gesetz zur Stiarkung der
Integritét in der Wirtschaft“ heiflen. Wenn es hilft.
Der Waldschadensbericht heifdt schliefdlich inzwi-
schen auch Waldzustandsbericht und das Strafge-
setzbuch darf kiinftig gern ,,Gesetz zur Starkung des
Wohlverhaltens natiirlicher Personen“ heifien. Der
Inhalt entscheidet. Dabei habe ich kein Verstind-
nis fiir die insbesondere von Wirtschaftsverbianden
vehement vorgebrachte Fundamentalkritik. Im Er-
gebnis machen sie sich zum Sprachrohr kriminell
agierender Unternehmen, anstatt ihren Mitglieds-
unternehmen deutlich zu machen, dass eines der
Hauptziele des Gesetzes darin besteht, die redlich
handelnden Unternehmen zu schiitzen. Die Kritiker
finden insbesondere in Teilen der Unionsparteien
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Gehor. Ich hoffe sehr, dass die CDU/CSU-Fraktion
des Deutschen Bundestages ihre Blockadehaltung
aufgibt und den Weg fiir das Gesetzgebungsverfah-
ren freimacht.

Das dritte Thema, das ich herausgreifen will, ist
die Geldwischepriavention und -bekdmpfung (vgl.
Scheinwerfer 86). Hier schauen alle Augen auf die
derzeitige Deutschlandpriifung der Financial Ac-
tion Task Force (FATF). Die letzte FATF-Priifung
zeigte, wie desastros Deutschland bei der Geldwa-
schebekdampfung aufgestellt ist. Durch die hoch-
umstrittene Verlagerung der Financial Intelligence
Unit (FIU) zum Zoll ist ein weiteres Problem hinzu-
gekommen. Bei den Verpflichteten in der Wirtschaft
und deutschen Strafverfolgern ist die Einheit zum
sprichwoértlich roten Tuch geworden, weil sie einge-
hende Verdachtsmeldungen nicht addquat bearbei-
ten kann - oder schlicht nicht an die Strafverfolger
weiterleitet. Eine interessante Besonderheit ist die
Doppelrolle des FAFT-Prasidenten als Fiihrungs-
kraft im Bundesfinanzministerium wihrend der
Deutschlandpriifung.

Sie sehen also: Transparency Deutschland gehen
die spannenden Themen nicht aus. Ich wiinsche
Thnen eine anregende Lektiire der vor Ihnen liegen-
den Ausgabe des Scheinwerfer.

Thr
Sebastian Fiedler

Sebastian Fiedler
Vorstandsmitglied

TRANSPARENCY DEUTSCHLAND

EDITORIAL

Transparency Deutschland



THEMENSCHWERPUNKT

Schon der Beginn des Internets, wie wir es kennen, geht auf
Open Source zuriick. Als Tim Berners-Lee 1989 die erste HTML-
Seite ins World Wide Web stellte, patentierte er seine Entwick-
lung nicht. Er stellte sie frei fiir jedermann zur Verfiigung.
Unzihlige Entwickler*innen und Programmierer*innen sind
diesem Beispiel gefolgt und haben das Internet seither stetig
weiterentwickelt. Eine umwaélzende Idee und beispiellose Er-
folgsgeschichte - auch in wirtschaftlicher Hinsicht. Entstanden
sind vor allem multinationale Unternehmen, deren Einfluss und
Macht stetig zu wachsen scheint. Das bekannteste Uberbleib-
sel des grofien Traums vom kollektiven Wissen ist heute wohl
Wikipedia. Wenn wir heutzutage mal eben schnell eine gezielte
Information aus dem Internet ziehen oder etwas auf Wikipedia
nachschlagen, denken wir gar nicht weiter dariiber nach. Daran
kniipft das Open-Data-Modell an. Die Forderungen nach frei-
em Zugang zu Wissen fiir jedermann wurde nicht zuletzt durch
Protagonist*innen wie Unternehmer und ,,Hacktivist“ Aaron
Schwarz zum festen Bestandteil 6ffentlicher Debatten.

Man stelle sich vor, wie viele Wissenschaftler*innen oder
Techniker*innen schon dieselben Probleme gewilzt haben.
Wie oft mogen nach dem Grundsatz von Versuch und Irrtum
exakt gleiche Experimente an unterschiedlichen Orten und
zu verschiedenen Zeiten stattgefunden haben. Es liegt auf der
Hand, dass es effizienter wire, die Daten zu teilen, anstatt sie
zigfach lokal fiir sich zu sammeln. Doch warum sollte man et-
was teilen, wenn man selbst davon keinen direkten Vorteil hat?
Die Antwort ist ganz einfach: Weil es andersherum ebenfalls
moglich ist, auf Daten und Informationen aus anderen Quellen
zuzugreifen. Dadurch entsteht ein neues, digitales Okosystem,
von dem jede*r profitieren kann.

Auch Regierungen 6ffnen langsam ihre Datenbanken fiir das
Open-Data-Modell. Seit Dezember 2016 ist Deutschland der
Open Government Partnership beigetreten. Das Informations-
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freiheitsgesetz des Bundes (IFG) ist das zentrale deutsche Ge-
setz zur Informationsfreiheit auf Bundesebene und gewéahrt
jeder Person einen voraussetzungslosen Rechtsanspruch auf
Zugang zu amtlichen Informationen von Bundesbehorden. Die
Veroffentlichung von Daten erméglicht es, politische Entschei-
dungsprozesse leichter zu kontrollieren, zu interpretieren und
zu bewerten. Damit wird die demokratische Biirgerbeteiligung
gefordert und auf der anderen Seite Korruption erschwert. Die
Daten werden bislang jedoch nur auf Anfrage bereitgestellt.

Mit einem Transparenzgesetz, wie es in Hamburg bereits seit
2012 in Kraft getreten ist, stehen eine Vielzahl von Dokumenten
und Daten kostenfrei online zur Verfiigung. Dass solche Kon-
zepte erfolgreich funktionieren kénnen, beweisen auch andere
bereits vorhandene Projekte. So haben die Liander Berlin und
Bremen die Einrichtung elektronischer Zentraldatenbanken
bereits in ihren Informationsfreiheitsgesetzen verankert und
ermoglichen ihren Biirger*innen die Nutzung verschiedener
Daten. Offene Datensdtze werden in konkreten Anwendungen
genutzt, beispielsweise Geo- oder Verkehrsdaten in Routenpla-
nern oder themenbezogenen Karten.

Daten sind der moderne Treibstoff des digitalen Zeitalters, das
ist mittlerweile ein Allgemeinplatz. Dennoch: Ein freier Zugang
eroffnet vielfiltige Chancen in fast allen Bereichen. Der digita-
le Datenaustausch fordert Neuentwicklungen und erméglicht
schnellere Reaktion und Lésungsansitze. Wirtschaft, Wissen-
schaft, Medizin und Forschung, aber insbesondere auch Me-
dien, Politik und Zivilgesellschaft profitieren letztendlich von
Offenheit und Transparenz. Mit dieser Schwerpunkt-Ausgabe
mochten wir verschiedene Perspektiven auf dieses Thema auf-
zeigen.

Juliane Schindler ist Teil des Scheinwerfer-Redaktionsteams.
Sie hat den Schwerpunkt redaktionell mitbetreut.
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THEMENSCHWERPUNKT

Im Zweifel fur die offene Information

Chancen und Grenzen offener Daten - einige grundlegende Gedanken von Prof. Ulrich Kelber,
Bundesbeauftragter fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit

,»Open Data“ steht fiir die grundsétzliche Idee, Daten und In-
formationen fiir alle Interessierten frei zuginglich und nutzbar
zu machen. Parlamente, Gerichte, Behorden und andere Teile
der offentlichen Verwaltung produzieren Daten. Das sind bei-
spielsweise Gesetze, Statistiken, Haushaltsdaten, Umwelt- und
Wetterdaten, Geodaten, Verkehrsdaten, Publikationen, Proto-
kolle oder Gerichtsentscheidungen. Deren Potenzial soll nicht
weiter brach liegen.

Die Verfiigbarkeit und die Weiterverwendung solcher Daten
werden als Wirtschaftsfaktor und als Innovationsmotor ge-
priesen. Das Bundesministerium des Innern spricht vom Auf-
bau eines ,,Daten-Okosystems*, in dem Wirtschaft, Verwaltung
und Zivilgesellschaft gegenseitig von einer guten Datenbasis
profitieren konnen. Soweit die Theorie. Die Praxis gestaltet
sich nach meiner Erfahrung weitaus schwieriger.

Das Streben nach umfassender Transparenz 16st in der Ver-
waltung hiufig Unmut und reflexartig die Angst vor Kontroll-
verlust aus. Dabei sollte es doch anders sein: Der Staatsdienst
muss zum Nutzen derer gefiihrt werden, die ihm anvertraut
sind, und nicht zum Nutzen derer, denen er anvertraut ist. Ein
solcher Kulturwandel, wie von Cicero beschrieben, lisst noch
auf sich warten.

Dabei hitten offene Daten — neben den 6konomischen Aspek-
ten - echtes Potenzial zur Pflege und Belebung unserer Demo-
kratie. Gleichberechtigte Teilhabe an Informationen ermog-
licht eine neue Form von Politik und Kommunikation, bei der
sich die Beteiligten auf Augenhche begegnen. Statt dngstlich
Pfriinde und Zustindigkeiten wahren, sollten wir uns alle da-
fiir einsetzen, die gesellschaftlichen Debatten und Entwicklun-
gen mit Informationen und Daten voranbringen.

Akzeptanz durch Transparenz

Die Covid-19-Pandemie fiihrt es uns derzeit vor Augen: Staat-
liche Mafinahmen bediirfen der Akzeptanz. Riicksicht und
Vernunft lassen sich nur bedingt verordnen. Je besser Mafi-
nahmen und die damit verfolgten Ziele erklart

werden, umso grofier ist das Verstandnis in der Der Staats dienst muss zum Nutzen derer

Bevolkerung und damit der Erfolg. Dass der

Bedarf nach zuverléssigen Informationen grof3 gefiihrt Werden, die thm anvertraut
ist, sehe ich an der gestiegenen Anzahl an An- : :
gestieg sind, und nicht zum Nutzen derer, denen

fragen an meine Behorde in den vergangenen

Monaten. Dabei standen das Robert-Koch-In- er anvertraut ist.

stitut, das Bundesgesundheitsministerium

und die Riickholaktionen des Auswiértigen Amtes im Fokus.
Auch den aktuellen Ruf nach einer Offenlegung der Vertrige
zwischen der Europdischen Union und den Herstellern von Co-
rona-Impfstoffen halte ich fiir berechtigt und nachvollziehbar.
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Anstatt pomposer Datenfriedhofe benctigen wir
mehr Digitalisierung und Angebote, die die

Ein prominentes Beispiel fiir Akzeptanz
durch Transparenz ist die Corona-Warn-
App. Bereits bei der Entwicklung kooperier-
te eine Allianz aus Verwaltung, Wirtschaft
und Zivilgesellschaft, der Quellcode der
App ist frei zugdnglich. Das hohe Daten-
schutzniveau und die Offenheit in der Entwicklung sind in
meinen Augen wesentliche Faktoren, die dazu gefiihrt haben,
dass die Nutzerzahlen der deutschen App grofier sind als die
aller anderen europdischen Warn-Apps zusammen.

Was brauchen wir fiir mehr Open Data? Anstatt pompdser
Datenfriedhofe benotigen wir mehr Digitalisierung und An-
gebote, die die Menschen wirklich erreichen. Das gilt fiir
Start-Ups, Nichtregierungsorganisationen sowie interessier-
te Biirgerinnen und Biirger gleichermafien. Auflerdem miis-
sen wir gleiche Chancen fiir alle Menschen unserer Gesell-
schaft schaffen: Staatliche Open Data-Angebote oder solche
mit staatlicher Unterstiitzung miissen allen Biirgerinnen und
Biirgern bekannt und einfach zuginglich sein, wenn sich der
Effekt nicht ins Gegenteil verkehren soll. Open Data will keine
Beteiligungseliten schaffen, sondern allen Menschen Teilha-
be ermdglichen.

Zeit fur ein echtes Transparenzgesetz

Beginnen konnte der Bundesgesetzgeber mit einer Reform
des seit 2006 geltenden Informationsfreiheitsgesetzes. Noch
immer ist es - entgegen meiner Forderung - nicht zu einem
Transparenzgesetz weiterentwickelt worden. Die Regel ist
nach wie vor die Informationsgewdhrung auf Antrag. Dass 0f-
fentliche Stellen von sich aus Informationen zugdnglich ma-
chen, ist die Ausnahme. Es gibt
auflerdem zu viele Griinde, mit

Es ware burger- denen der Zugang zu Informa-

freundlich, tionen abgelehnt werden kann.
: Die Liste dieser Griinde bedarf
die beSte.henden einer Modernisierung und An-
Informations- passung mit dem Fokus: Im
ges etze 7u einem tZi\(/)vleilfel fiir die offene Informa-
Informatlons— Es wire biirgerfreundlich, die
gesetzbuch zu- bestehenden  Informations-
sammenzulegen gesetze zu einem Informa-
gen. tionsgesetzbuch zusammen-

zulegen. Uber die Einhaltung
wiirde eine Beauftragte oder ein Beauftragter wachen, die
oder der ausreichende Befugnisse hat und so die Biirgerinnen
und Biirger bei der Wahrnehmung ihrer Rechte unterstiitzen
kann. Wenn dann noch eine grundsitzliche Abwigung zwi-
schen dem offentlichen Interesse an der Information und
dem individuellen Geheimhaltungsinteresse — wie beispiels-
weise im Bereich des Umweltinformationsgesetzes - ein-
gefiihrt wiirde, wire Deutschland dem Transparenz-Ziel ein
gutes Stiick ndher gekommen.
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Menschen wirklich erreichen. Open Data will
keine Beteiligungseliten schaffen, sondern allen
Menschen Teilhabe ermaoglichen.

Was macht der ,,BfDI*?

Seitdem 7. Januar 2019 ist Ulrich Kelber Bundesbeauf-
tragter fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit
(BfDI). Die Institution der oder des BfDI besteht seit 1978.
Die Person wird ohne Aussprache auf Vorschlag der Bun-
desregierung vom Deutschen Bundestag mit mehr als der
Halfte der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder fiir eine
Amtszeit von fiinf Jahren gewahlt. Eine einmalige Wieder-
wahl ist méglich.

Der Bundesbeauftragte ist in der Ausiibung seines Amtes
vollig unabhangig und nur dem Gesetz unterworfen. Der
BfDI hat umfassende Untersuchungsbefugnisse: Alle 6f-
fentlichen Stellen des Bundes sind ebenso wie die Anbie-
ter von Post- oder Telekommunikationsdiensten ver-
pflichtet, ihn und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
bei der Erfiillung seiner Aufgaben zu unterstiitzen.

Als eigenstidndige und unabhidngige oberste Bundesbe-
horde stehen dem BfDI bei der Wahrnehmung seiner Auf-
gaben derzeit etwa 240 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
in Bonn und in Berlin zur Seite. Einmal jahrlich gibt der
BfDI einen Tatigkeitsbericht heraus, in dem er liber seine
Arbeit informiert, insbesondere auch tiber die von ihm
verhangten Sanktionen und MaBnahmen.

Alle Biirgerinnen und Biirger haben das Recht, sich mit
einer Beschwerde direkt an den BfDI zu wenden, wenn sie
der Ansicht sind, dass eine der Aufsicht des BfDI unterlie-
gende Stelle ihre Rechte verletzt hat. Die Inanspruchnah-
me dieses Rechts ist grundsatzlich kostenfrei.
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Zu wenig Fortschritte bei der
Open Data-Gesetzgebung

Kurz vor Weihnachten 2020 haben Bundeswirtschafts- und Bundesinnenministerium gemein-
sam einen Referentenentwurf zur Anderung von § 12a des E-Government-Gesetzes (EGovG) und
zur Einfihrung eines Datennutzungsgesetzes vorgelegt. Leider bleiben beide Gesetzentwiirfe
hinter dem selbstgesteckten Ziel zurlick, zum ,Vorreiter und Treiber einer verstarkten Datenbereit-

stellung und Datennutzung" zu werden.

DAVID WAGNER / BENDIX SALTZ / ANNE SCHWARZ

Die Uberarbeitung der Open Data-Gesetzgebung bietet aus
Sicht von Nichtregierungsorganisationen und Zivilgesellschaft
viel Raum fiir Kritik. So soll es auch kiinftig keinen einklagba-
ren Anspruch gegen die Verwaltung geben, ihre Daten als Open
Data bereitzustellen. Damit adressiert der Referentenentwurf
den Hauptkritikpunkt am bestehenden § 12a EGovG nicht. Die
Riige richtet sich nicht nur an den Bund: Auch auf Landerebene
gibt es keinen allgemeinen einklagbaren Rechtsanspruch auf
Open Data.

Zum Teil bedeutet der Entwurf sogar einen Riickschritt: Aktuell
ist die Verwaltung verpflichtet, Daten in maschinenlesbare For-
mate zu iiberfithren, solange dies keinen unverhiltnismafigen
Aufwand bedeutet. Diese Pflicht fillt weg: Kiinftig miissen Ver-
waltungen nur die Daten als Open Data bereitstellen, die bereits
in maschinenlesbarer Form vorliegen. Statt die Formatierungs-
pflicht abzuschaffen, sollte der Gesetzgeber besser das Aus-
schlusskriterium der Unverhéltnisméfligkeit konkretisieren.

Erfreulich ist, dass kiinftig auch die mittelbare Bundesver-
waltung - wie die Bundesanstalt fiir Arbeit und die Deutsche
Bibliothek - und Forschungsdaten in den Anwendungsbereich
von § 12a EGovG fallen.

Weiterhin fehlen ausreichende
Ressourcen

Neu ist die Verankerung von Open Data-Koordinatoren in den
Bundesbehorden. Das klingt gut - leider regelt der Entwurf aber
weder die Zuweisung von Kompetenzen noch die Zuteilung
finanzieller Mittel. Dass es daran fehlt, ist seit dem Open Data-
Fortschrittsbericht der Bundesregierung von 2019 bekannt: 70
Prozent der befragten Behorden haben einen entsprechenden
Posten bereits geschaffen, zugleich beklagen 57 Prozent der Be-
fragten mangelnde finanzielle und personelle Ressourcen.

Dass Kosten nicht ausreichend beriicksichtigt wurden, zeigt
sich auch bei der Gesetzesfolgenabschidtzung: Der Entwurf un-
terschitzt die Kosten fiir die Bereitstellung offener Daten und
ignoriert Kosten fiir den laufenden Betrieb gédnzlich. Insbeson-
dere die fiir dynamische (Echtzeit-)Daten vorgesehenen Pro-
grammierschnittstellen (APIs) miissen individuell entwickelt
und kontinuierlich aufrechterhalten werden.
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Auch der Entwurf fiir das Datennutzungsgesetz bleibt hinter
den Zielen zuriick. Im Wesentlichen erfiillt er lediglich die von
der EU-Richtlinie gesetzten Mindeststandards.

Zentrales Open Data-Portal

Aus Sicht der Zivilgesellschaft und Biirger:innen wére es ge-
nerell wiinschenswert, wenn sich alle Verwaltungsebenen in
Deutschland verpflichten, ihre Daten auf dem Metadatenportal
govdata.de bereitzustellen - und govdata.de zu einem echten
nationalen Open Data-Portal auszubauen. Dies wiirde den Zu-
gang zu den Daten stark erleichtern. Zudem fiihrt der parallele
Betrieb mehrerer Plattformen zu erhéhten Kosten.

Weiterfiihrende Einschitzungen zum aktuellen Gesetzgebungs-
prozess finden Sie in unserer diesbeziiglichen Stellungnahme
von D64 und der gleichfalls lesenswerten Stellungnahme des
Max Planck Instituts fiir Innovation und Wettbewerb, abrufbar
auf der Webseite des Bundeswirtschaftsministeriums. Span-
nend bleibt, wie Bundeswirtschafts- und Bundesinnenminis-
terium die Kritik der Stellungnahmen einarbeiten. Im Mérz will
das Bundeskabinett entscheiden, bis zum 16. Juli muss das Ge-
setz durch den Bundestag.

Der Jurist David Wagner, der Softwareentwickler Bendix Saltz
und die Beraterin Anne Schwarz arbeiten ehrenamtlich bei D64
- Zentrum fiir digitalen Fortschritt. Der Verein versteht sich als
Denkfabrik des digitalen Wandels.

Seit Juli 2017 verpflichtet § 12a des E-Government-Gesetzes
(EGovG) Teile der Bundesverwaltung dazu, sogenannte

Status Quo der
Open Data-Gesetzgebung

Rohdaten als Open Data bereitzustellen. Die Uberarbeitung des
Paragraphen ist unter anderem im Koalitionsvertrag vereinbart.
AuBerdem will Deutschland mit dem Datennutzungsgesetz bis
zum 16. Juli 2021 die EU-Richtlinie zur Weiterverwendung von
Informationen des 6ffentlichen Sektors von 2019 umsetzen.
Dieses soll das bestehende Informationsweiterverwendungsge-
setz ablosen.
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Wofur und wogegen gehen die Menschen in Berlin
auf die Straf3e? Was die Daten zeigen

Mit dem Projekt ,,Demo-Hauptstadt Berlin“ zeigt die Transpa-
renzplattform ,FragDenStaat", wie offene Daten 6ffentliche De-
batten abbilden und damit wiederum die 6ffentliche Debatte be-
reichern kdnnen. Mit Hilfe des Informationsfreiheitsgesetzes

hatte ,,FragDenStaat" die Daten der Berliner Polizei zu 6ffentli-
chen Versammlungen angefragt. Die visuelle Aufbereitung zeigt,
welche Themen die Menschen mobiliseren. Mehr Grafiken und
Informationen finden Sie auf www.fragdenstaat.de.

GrofBBe der Demonstration
Geschatzte Teilnehmer:innenzahl der Demonstration
v

100 1.000 10.000 50.000 100.000

Teilnehmer:innenquote
Verhiltnis zwischen tatsachlicher Teilnehmer:innenzahl
und angemeldeten Teilnehmer:innen

® @ O

0%  1-25% 25-50% 50-75% 75-100% >100%

Zeitleiste
v

Januar 2018 April 20N8 Juli 2018 Oktober 2018 Januar 2018
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Corona-MafBBnahmen 185 Demos mit 13.410 Teilnehmer:innen
v
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THEMENSCHWERPUNKT

Public Money - Public Code

Nicht erst die Corona-Pandemie hat die Notwendigkeit einer umfassenden Digitalisierung der
offentlichen Verwaltung ins Bewusstsein gertickt. Dabei stehen die verwendeten Software-
Lésungen im Mittelpunkt der Uberlegungen. Sie miissen eine Nachvollziehbarkeit digitaler

Prozesse ermaoglichen.

ROLAND HOHEISEL-GRULER

Fiir den Sachverstdndigenrat fiir Verbraucherfragen spielen
bei der digitalen Souverdnitdt von Nationalstaaten zwei Dinge
eine wichtige Rolle: die Gewdhrleistung der Integritét der digi-
talen Infrastruktur und der Grundsatz der Selbstbestimmung
bei der Nutzung digitaler Technologien. Eine im Auftrag des
Bundesinnenministeriums erstellte Studie aus dem Jahr 2019
konstatierte, dass gerade im Bereich der 6ffentlichen Verwal-
tung diese Souverdnitit gefahrdet sei und mahnt rasche Ver-
besserungen an.

Bereits 2017 haben zahlreiche zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen in einem offenen Brief gefordert, die 6ffentliche IT als Teil
einer kritischen Infrastruktur in 6ffentlicher Hand zu behalten.
Dies konne nur mit offenen Software-Losungen erreicht wer-
den. Und wenn diese mit 6ffentlichen Geldern entwickelt wer-
de, dann solle die Software auch unter Freier Lizenz veroffent-
licht werden. Diese Idee wurde unter dem Slogan ,,public money
- public code“ bekannt.

Vorteile freier Software

Als Vorteile freier Software wird angefiihrt, dass sie jedermann
erlaube, sie zum eigenen Nutzen einzusetzen und gleichzeitig
an der Weiterverbreitung wie an der Verbesserung des Produkts
mitzuwirken. Dieser Teilhabegrundsatz, der im Kern das Demo-
kratische ins Digitale transformiert, wird durch freie Lizenzen
geférdert. Dadurch kénne vermieden werden, dass restriktive
Lizenzen den Wettbewerb behindern. Im Herbst 2020 hat eine
Gruppe von Expert*innen - initiiert von der Open Source Busi-
ness Alliance und Vitako, der Bundes-Arbeitsgemeinschaft der
Kommunalen IT-Dienstleister - ein erstes Konzept fiir ein ,,Open
Source Code Repository* fiir die offentliche Hand vorgestellt.
Der Interessenverbund macht sich dafiir stark, dass in 6ffentli-
chen Verwaltungen mehr freie Software im oben genannten Sin-
ne zum Einsatz kommt. Doch der Weg zu einer 6ffentlichen Ver-
waltung nach diesem Vorbild ist noch weit. Das zeigen Beispiele
wie Miinchen oder Baden-Wiirttemberg (s. Infobox).

Baustein fiir eine moderne,

transparente Verwaltung

Die Initiative ,,public money - public code“ ist ein wesentlicher
Baustein fiir eine transparente, moderne Verwaltung, die den
Herausforderungen der Digitalisierung gewachsen ist und die
ein hohes Maf! offentlicher Teilhabe an den digitalen Trans-
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formationsprozessen gewdhrleistet. Proprietdre Losungen hin-
gegen sind mit Einschrankungen in Nutzbarkeiten und Lizenzen
sowie datenschutzrechtlichen Risiken behaftet. Dass o6ffentli-
ches Geld auch zu offentlicher Beteiligung an den Ergebnissen
fiithren muss, liegt im Interesse einer transparenten und demo-
kratischen Biirgergesellschaft.

Roland Hoheisel-Gruler ist Dozent an der Hochschule des Bun-
des fiir 6ffentliche Verwaltung. Er ist Mitglied des Scheinwer-
fer-Redaktionsteams und hat den Schwerpunkt dieser Ausgabe

mitbetreut.
Miinchen
Die Stadt hat 2003 die bis dahin gré3te Open-Source-

Transformation einer 6ffentlichen Verwaltung in Eu-
ropa gestartet. Unter dem Label ,,LiMux* wurden bis 20009 li-
nuxbasierte offene Office-Anwendungen auf den stadtischen
Computerarbeitsplatzen installiert. Trotz wirtschaftlicher Vor-
teile legte 2016 ein Gutachten der Stadtverwaltung nahe, zu ei-
ner Windows-basierten Losung zuriickzukehren. Nachdem der
Stadtrat 2017 einen entsprechenden Beschluss gefasst hatte,
vereinbarte die griin-rote Rathausmehrheit nach den Kommu-
nalwahlen 2020 wieder eine Umkehr zu Open-Source in der
Stadtverwaltung. Zuletzt wurde im IT-Ausschuss der Stadt
eine Beschlussfassung bis spatestens April 2021 vertagt.

% Baden-Wiirttemberg
3R

——*  eine Anstalt des 6ffentlichen Rechts in gemeinsamer

In Baden-Wiirttemberg kiimmert sich Komm.ONE,

Tragerschaft des Landes und der Kommunen, um die Fragen
der digitalen Souveranitit der Kommunen. Dem Einsatz von
Open Source-Software kommt dabei eine Schliisselrolle zu.
Auf der anderen Seite fordert das Kultusministerium des Lan-
des den Ausbau der Microsoft-365-Werkzeuge in der Schule.
Die Debatte hierzu wurde im Wesentlichen unter Datenschutz-
gesichtspunkten gefiihrt. Allerdings wenden sich derzeit Leh-
rer*innen, Eltern und Schiiler*innen gegen dieses Projekt und
fordern, dass auch im schulischen Bereich offene Software
zum Einsatz kommen miisse. Nachdem ein Pilotversuch mit
Microsoft an ausgewahlten Schulen gestartet wurde, ist das
Ergebnis offen.
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Intelligente Stadt

braucht Transparenz

Weltweit bauen Stadte und Kommunen an ,,smarten” Zukunftsmodellen. Dabei spielen Daten
eine entscheidende Rolle. Dass es moglich ist, diese Daten transparent zu erheben, Missbrauch zu
verhindern und Vertrauen zu schaffen, zeigt ein europaisches Projekt.

ANJA SCHONE
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Fast alle grofieren Stidte weltweit wollen inzwischen Smart
City sein oder werden. Die sogenannten ,intelligente Stadte*
eint, dass sie neue Technologien wie Drohnen, Sensoren oder
Algorithmen nutzen, um unterschiedliche Ziele zu erreichen;
zum Beispiel die Stadtverwaltung effizienter machen oder Ver-
kehrsprobleme 16sen. Dazu setzen sie auf Daten, die wir als Biir-
ger:innen tiglich produzieren - und die wir mehr oder weniger
gedankenlos oder freiwillig an Unternehmen weitergeben. Die
Konzentration der Daten in den Hinden von (wenigen) Konzer-
nen, die sich kaum regulieren und noch weniger in die Karten
schauen lassen, ist eines der Probleme der Smart Cities.

Smart Cities in aller Welt

Die Formen sind vielféltig. In Rio de Janiero etwa hat die Stadt-
verwaltung gemeinsam mit dem Unternehmen IBM im Zuge der
Olympischen Spiele ein Kontrollzentrum errichtet, in dem vor
allem Uberwachungsdaten aus dem offentlichen Raum zusam-
menlaufen. Inzwischen wird das Zentrum insbesondere von der
Militarpolizei genutzt.

In Stuttgart erfasst ein von Biirger:innen initiiertes Projekt unter
luftdaten.info regelmifiig den Schadstoffausstof} der Stadt (s.
Photo). Wie schnell sich ein ,,smartes* Projekt ins Gegenteil ver-
kehren kann, zeigt das Chain-Projekt in London. In einer Daten-
bank haben Hilfsorganisationen Informationen iiber Obdachlose
gesammelt, um besser helfen zu kénnen, etwa Nationalitdt und
héufige Aufenthaltsorte. Als das britische Innenministerium Zu-
griff erhielt, stieg die Zahl der Festnahmen von ausldndischen
Obdachlosen deutlich.

10

Die osterreichische Hauptstadt Wien setzt nicht erst seit

Corona auf digitale Biirger:innenveranstaltungen zur
@ Beteiligung. Dabei hat sie in ihrer Strategie explizit fest-
gehalten, dass ,,die fiir die Grundversorgung nétige Inf-
rastruktur fest in den Hianden der Stadt“ bleibt. Andere
Stddte setzen bei der Gestaltung ihrer Smart City Stra-
tegie auf externen Sachverstand. So hat der Senat von
Berlin 2019 die Unternehmensberatung Ernst & Young
damit beauftragt, eine Digitalisierungsstrategie zu ent-
wickeln.

Projekt DECODE

»Wenn man die Infrastruktur einer Stadt von Privaten
organisieren ldsst, dann gibt der Staat nicht nur Gestal-
tungshoheiten ab, sondern nimmt sich langfristig die
Chance jeder Form von Gestaltung.“ Das sagte Frances-
ca Bria in einem Interview mit der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung im vergangenen Jahr. Bria gilt als eine der Vordenkerinnen
fiir transparenten und selbstbestimmten Umgang mit Daten in
Stddten und Kommunen. Das von ihr geleitete DECODE-Projekt
hat in Barcelona und Amsterdam 2019 und 2020 einen Pilotver-
such gestartet. Dabei wurden die technischen Voraussetzung
dafiir geschaffen, dass Biirger:innen selbst entscheiden konn-
ten, mit wem sie ihre Daten teilen und zu welchen Bedingungen.

So konnten sie zum Beispiel Petitionen unterzeichnen, ohne
sensible personliche Informationen preiszugeben; sich bei loka-
len Social-Media-Netzwerken anmelden und besser kontrollie-
ren, welche Daten sie zu welchem Zweck weitergeben; oder Sen-
sordaten iiber Lirmbeldstigung oder Luftverschmutzung ohne
Sicherheits- oder Datenschutzbedenken mit Behoérden und Ge-
meinden teilen.

Gesellschaftlicher Diskurs

Die Liste der offenen Fragen bei intelligenten Stddten ist lang. Zu
den wichtigsten. Zu den wichtigsten gehort laut Francesca Bria:
»Was bedeutet Demokratie angesichts vollig neuer Kréftever-
héltnisse, wo algorithmische Autorititen den Habermasschen
Raum von Dialog und Information iibernehmen?“ Oder anders
gefragt: Wie konnen wir es schaffen, Technologien nicht als
Ende der Entwicklung zu betrachten, sondern als Instrument,
mit dem wir Stddte in Zukunft so gestalten kénnen, dass sie da-
ten- und biirger:innenfreundlich sind?

Anja Schone ist Mitglied des Scheinwerfer-Redaktionsteams.
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Open Aid: Transparenz und offene Daten
1in der Entwicklungszusammenarbeit

Jan Wenzel arbeitet be1 VENRO, dem Dachverband der entwicklungspolitischen und humani-
taren Nichtregierungsorganisationen (NROs) in Deutschland. Dort leitet er den Bereich Starkung
der Zivilgesellschaft und die VENRO-Arbeitsgruppe Transparenz. Im Interview mit dem
Scheinwerfer erklart er das Konzept der ,Open Aid", das von Open Data inspiriert und auf den
Sektor der Entwicklungszusammenarbeit (EZ) ausgerichtet ist.

INTERVIEW: JONATHAN PETERS

Transparenz ist fiir das Bundesentwicklungsministerium
(BMZ) ,.ein Leitprinzip der deutschen Entwicklungspolitik*
und ,,Grundvoraussetzung fiir eine wirksame Entwicklungs-
zusammenarbeit“. Inwiefern beschiftigt sich VENRO mit
Transparenz?

VENRO beschiftigt sich seit vielen Jahren mit Transparenzini-
tiativen im gemeinniitzigen Sektor. Mit der durch Transparen-
cy Deutschland koordinierten Initiative Transparente Zivilge-
sellschaft (ITZ), in deren Tragerkreis wir aktiv sind, versuchen
wir einen niederschwelligen Zugang fiir gemeinniitzige Orga-
nisationen zu schaffen. In diesem Rahmen sollen wesentliche
Transparenzaspekte wie zum Beispiel Satzung, Jahresberichte,
Mittelherkunft und Entscheidungstrager:innen veroffentlicht
werden. Mit dem VENRO-Verhaltenskodex zu Transparenz, Or-
ganisationsfithrung und Kontrolle, auf den sich die Mitglieds-
organisationen verpflichten, gehen wir an vielen Punkten noch
wesentlich weiter.

Ein wichtiges Konzept fiir Transparenz in der EZ ist ,,Open Aid“
- was hat es damit auf sich?

Open Aid hat das Ziel, die Koordination, Kohdrenz und Rechen-
schaft in den Partnerlindern und unter den so genannten Ge-
bern zu stiarken. Das begriifden wir. Es richtet sich in erster Linie
an Akteure der staatlichen EZ. Damit auch zivilgesellschaftliche
Organisationen einen Mehrwert daraus ziehen konnen, miissen
zundchst Daten durch die staatlichen Akteure verfiigbar ge-
macht und aktuell gehalten werden.

Wie funktioniert das genau?

Open Aid bewegt sich mehr auf einer politischen oder wissen-
schaftlichen Ebene. Damit konnen sich die Akteure der Staa-
tengemeinschaft besser abstimmen, welche Mafinahmen an
welchem Ort und in welchem Arbeitsbereich bereits umgesetzt
werden. So kann iiberpriift werden, wie sie in der Zusammen-
schau wirken. Und es kénnen auch Initiativen gestirkt werden,
mit denen Menschen in den Lindern des Globalen Siidens Re-
chenschaft dariiber einfordern, was mit internationalen Gel-
dern in ihrer Region passiert und was dadurch erreicht wird.
Auf dieser Ebene ist Open Aid auch fiir die internationale Zivil-
gesellschaft, fiir die Wissenschaft und Politik sehr interessant.

Wie wichtig erscheint Ihnen die Veréffentlichung von Daten in
einem einheitlichen, computerlesbaren Datenformat?
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Die Moglichkeit der Fiille und Verarbeitung von Daten ist eine
Herausforderung. Insofern miissen auch Prinzipien wie die
Notwendigkeit und Datensparsamkeit leitend sein. Fiir Akteure
aus NROs, die mit sehr begrenzten Mitteln arbeiten, ist wich-
tig, dass sie nicht nur fiir die Datenerfassung, sondern im Sinne
der geplanten Wirkungen in den Projekten arbeiten konnen.
Wir horen von den engagierten Mitarbeitenden immer wieder,
dass zu viel Arbeitszeit durch administrative Berichtsprozesse
gebunden wird. Diese Zeit fehlt fiir den Kontakt und die Arbeit
mit den Projektpartnern. Hier muss ein angemessenes Maf$ ge-
funden werden. Trotzdem wire es sehr wiinschenswert, dass
staatliche Akteure weltweit ihre Daten in einem einheitlichen
Standard veroffentlichen. Dafiir ist der IATI-Standard [Inter-
national Aid Transparency Initiative] ein Format, welches sich
durchsetzen konnte.

Wie konnte eine verbesserte Umsetzung von Transparenz fiir
den deutschen EZ-Sektor aussehen?

Wir sind derzeit in Planungen mit dem BMZ und der Gesell-
schaft fiir Internationale Zusammenarbeit (GIZ) fiir Workshops
zu den IATI-Standards. Dabei geht es uns zum einen um die Fra-
ge der Nutzung dieser Daten durch zivilgesellschaftliche Akteu-
re, zum Beispiel fiir die Advocacy-Arbeit. Zum anderen schau-
en wir aber auch, wie sich Daten, die im Rahmen von anderen
Transparenzinitiativen bereits erfasst werden, auch fiir das Be-
richten im IATI-Standard harmonisieren und nutzen lassen. Wir
sind hier also im Dialog.
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Open Science - die Zukunft

der Wissenschaft?

Um die Uberpriifbarkeit wissenschaftlicher Erkenntnisse zu verbessern, sollten alle Einzelteile
eines Forschungsprojektes zuganglich gemacht werden — nicht nur veroffentlichte oder
noch unveroffentlichte Manuskripte (Preprints), sondern auch genutzte Materialien und Daten.

MAX KORBMACHER

Das akademische Publikationssystem steht leider haufig im
Konflikt mit guter Wissenschaft: Verlage wollen ihre Leser-
schaft maximieren und bevorzugen deshalb neue und spek-
takuldre Forschungsergebnisse. Leider sind genau solche
Ergebnisse eher ungewohnlich - und anfillig fiir Replikations-
probleme. Viele Forschungsprojekte finden keine signifikanten
Effekte und sind damit oftmals schwer interpretierbar.

Dazu kommt: Der Wert einer forschenden Person wird hau-
fig auf die Anzahl der Publikationen reduziert. Entsprechend
entsteht Druck, so viel wie moglich zu veroffentlichen. Da die
Karriere davon abhéngt, die Resultate jedoch nicht immer mit-
spielen, werden leider iiberraschend hiufig fragwiirdige Mittel
genutzt, die den wissenschaftlichen Prozess untergraben.

Die Replikationskrise

In verschiedenen Disziplinen der Wissenschaft zeigt sich im-
mer wieder, dass die Evidenzgrundlage fiir viele bereits an-
erkannte Resultate nicht robust ist, etwa in den Gesundheits-
und Verhaltenswissenschaften. Ein Problemkind, kiirzlich
stark im Fokus der Kritik, ist die Psychologie. Wiederholte Stu-
dien konnten urspriingliche Effekte oft nicht reproduzieren,
was als Replikationskrise bekannt wurde. Dabei ist es wichtig,
dass Forscher*innen einander helfen, Wissenschaft durch Re-
plikationen voranzubringen (siehe Infobox).

Der Ansatz einer transparenten und offenen Wissenschaft, also
»Open Science®, kann zur Losung dieser Probleme beitragen.
Denn mit Open Science kann viel Zeit gespart werden, da die
meisten Nachfragen durch zugénglich gemachte Materialien
beantwortet werden kénnen. So sollte auf alle Einzelteile eines
Forschungsprojektes zugegriffen werden konnen: Gemeint
sind damit nicht nur veroffentlichte oder noch unveroffent-
lichte Manuskripte (Preprints), sondern auch genutzte Ma-
terialien und Daten. Open Data ist also Teil der Open Science
Devise: Teile so viel Information wie moglich iiber dein For-
schungsprojekt.

Open Science reduziert Barrieren und verbessert Wissenschaft.
In einer Welt ohne Open Science sind Forschungsartikel und
Lizenzen fiir wissenschaftlich erprobte Fragebogen und ande-
re Materialien oft teuer. Trotzdem wollen Verfasser, dass ihre

12

Veroffentlichungen genutzt, gelesen und zitiert werden. Frei
zugdngliche Artikel werden hdufiger gelesen und zitiert — und
sind die Hauptinformationsquelle von Forscher*innen mit be-
grenztem Budget. Zusétzlich bietet ein vollstindig transparen-
tes Projekt bessere Moglichkeiten fiir AuRenstehende, um ein
tieferes Verstdndnis zu erlangen.

Open Science als neuer
Wissenschaftsstandard?

Wer sich nicht in der akademischen Welt bewegt, fragt sich an
dieser Stelle sicher: ,,Ist das denn kein Standard in der Wissen-
schaft?“ Die kurze Antwort ist: nein. Jedoch gibt es zahlreiche
Initiativen von Einzelpersonen und Organisationen mit dem
Ziel, Wissenschaft durch die hdufigere Anwendung von Open
Science-Prinzipien zu verbessern. Viele dieser Initiativen wur-
den als Antwort auf die Replikationskrise ins Leben gerufen.
Sie unterstiitzen und fordern Transparenz, um sowohl Studi-
ennachvollziehbarkeit als auch -wiederholbarkeit zu gewéahr-
leisten.

In kleinen Schritten werden immer mehr Open Science-Metho-
den in den Forschungs- und Publikationsalltag iibernommen.
Wir sind auf dem richtigen Weg. Es gilt, Open Science fest in
der Wissenschaft von morgen zu verankern. Damit Open Sci-
ence-Methoden als Standard und nicht Ausnahme behandelt
werden, muss jedoch noch viel geschehen.

Max Korbmacher ist Masterstudent in Neurowissenschaften

an der Universitit Bergen (Norwegen) und Mitglied der Stu-
dent Initiative for Open Science (SIOS).

Replikation

ist eines der Kernprinzipien der Wissenschaft. Nachdem eine wissen-

schaftliche Erkenntnis erlangt ist, wird die originale Studie de-
ckungsgleich oder mit kleinen Anderungen wiederholt. Wenn ein

Effekt wiederholt gefunden wird, kann mit gréBerer Sicherheit davon

ausgegangen werden, dass dies nicht dem Zufall zuschulden ist.
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POLITIK

GRECO: Deutschland
braucht wirksame Transparenzregeln

herhinkt. Er fordert daher, umgehend mit der Umsetzung

der Empfehlungen aus dem GRECO-Bericht zu beginnen.
Hierzu z&dhlt die Schaffung von Regeln, die die Offenlegung
von Angaben iiber Kontakte hochrangiger Entscheidungstra-
ger:innen mit Lobbyisten sicherstellen. Es miissen zudem
wesentliche Beitrdge zu Gesetzesvorhaben dokumentiert und
offengelegt werden, auch wenn sie dem férmlichen Beteili-
gungsverfahren vorhergehen. Diese Forderung ist vor dem
Hintergrund der aktuellen Debatte um die Einfiihrung eines
verpflichtenden Lobbyregisters und legislativen Fuf3abdrucks
von entscheidender Bedeutung.

GRECO bemaingelt auch die mangelnde Transparenz im
Umgang mit Interessenkonflikten. Die Expertengruppe ruft
Deutschland zur Einfithrung von klaren Bestimmungen auf,
womit Interessenkonflikte sowohl wihrend als auch nach der
Amtszeit hochrangiger Entscheidungstriger:innen der Exe-
kutive verhindert werden konnen. Erforderlich ist dazu eine
Verldangerung der fiir Bundesminister:innen sowie parlamen-
tarische Staatssekretir:innen geltenden Karenzzeiten und
wirksame Sanktionen, wenn diese nicht eingehalten werden.

Die Staatengruppe des Europarates gegen Korruption (GRECO)
hat im Dezember den Bericht der fiinften Evaluierungsrunde
iiber Deutschland veroffentlicht. Nach Ansicht von Hart-

mut Biumer, Vorsitzender von Transparency Deutschland,
zeigt der Bericht klar, dass Deutschland bei der Schaffung

von Transparenzregeln fiir Lobbyismus international hinter-

Bereits in der Vergangenheit hat GRECO mehrmals auf den
Mangel an Transparenz bei dufieren Einfliissen und die Er-
forderlichkeit wirksamerer Regelungen zur Bekdmpfung der
Korruption hingewiesen. (ok)

POLITIK

Hohe Geldstrafe fur AfD wegen
illegaler Parteispenden

Die Bundestagsverwaltung erklirte im
November zwei Parteispenden an die
AfD fiir illegal. Aufgrund von zwei Straf-
bescheiden muss die Partei nun iiber
500.000 Euro Strafe zahlen. Ein Recher-
cheteam vom NDR, WDR und Siiddeut-
scher Zeitung hatte herausgefunden,
dass die Spenden illegalerweise aus der
Schweiz stammen und iiber Strohleute
verschleiert wurden. Die wahre Identi-
tdt der Geldgeber wurde dabei von der
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AfD nicht angegeben. Auch veroffent-
lichte Spenderlisten stellten sich als
fehlerhaft heraus.

Genutzt werden sollten die zwei Partei-
spenden fiir die Finanzierung des rechts-
populistischen Kongresses ,,Europiische
Visionen - Visionen fiir Europa“im Feb-
ruar 2016 sowie fiir den Wahlkampf von
Alice Weidel, Vorsitzende der AfD-Bun-
destagsfraktion. Gegen die Strafbeschei-
de will die AfD rechtlich vorgehen. (td)

TRANSPARENCY DEUTSCHLAND

13



NACHRICHTEN UND BERICHTE

POLITIK

Grof3spenden: Union
bekommt am meisten

Die CDU hat im vergangenen Jahr
Grofdspenden in Hohe von knapp

1,61 Millionen Euro erhalten — mehr als
dreimal so viel wie im Jahr 2019. Als
Grofdspenden zdhlen alle Zuwendungen
iiber 50.000 Euro. Insgesamt knapp die
Halfte dieser Gesamtsumme kamen von
dem Immobilienunternehmen CG Grup-
pe (500.000 Euro) und ihrem Griinder
Christoph Groner (300.000 Euro). Die
CSU erhielt eine Grofispende in Hohe
von 340.000 Euro vom Verband der
Bayerischen Metall- und Elektroindust-
rie (vbm). Die Unionsparteien kamen im
Vorwahljahr damit insgesamt auf Grof3-
spenden von knapp iiber zwei Millionen
Euro. Alle iibrigen Bundestagsparteien
verzeichneten einen Spendenriickgang.
So erhielten die SPD und Biindnis 90/
Die Griinen jeweils lediglich eine Grof3-
spende vom vbm in H6he von 50.001
Euro. Im Jahr 2019 hatten die SPD noch
206.651 Euro und die Griinen 335.001
Euro erhalten. An die FDP flossen im
Jahr 2020 101.001 Euro im Form von
zwei Grofdspenden. Die AfD, die im
Vorjahr leer ausgegangen war, bekam
einmal 100.000 Euro.

Allerdings sagen Grofdspenden nichts
iiber das gesamte Spendenaufkom-
men einer Partei aus. Bisher muss die
Empfiangerpartei dem Bundestagspra-

POLITIK

Mehr Transparenz bei Aktienoptionen?

Miissen Bundestagsabgeordnete zukiinftig auch Aktienoptio-
nen als Einnahmen aus Nebentétigkeiten angeben? Das sieht
ein geplanter Gesetzentwurf der CDU/CSU-Fraktion vor. Im
November berichteten verschiedene Medien, die Fraktion pla-
ne einen solchen Entwurf, offenbar als Reaktion auf die Affire
um Philipp Amthor. Der Parlamentarier war unter Druck gera-

sidenten Einzelspenden iiber 50.000
Euro unverziiglich zur Veroffentlichung
anzeigen. Wenn sich Spenden innerhalb
eines Jahres auf iiber 10.000 Euro sum-
mieren, miissen Parteien diese in ihren
Rechenschaftsberichten ausweisen.

Die Rechenschaftsberichte erscheinen
allerdings erst mit einiger zeitlicher
Verzogerung. Dieses Verfahren kritisiert
Hartmut Baumer, Vorsitzender von
Transparency Deutschland: ,,Niemand
versteht, warum Spenden erst ab 10.000
Euro in den Rechenschaftsberichten der
Parteien auftauchen - und dass, sofern
sie unter 50.000 Euro bleiben, erst ein-
einhalb Jahre spéter. In einem Wahljahr
miissen insbesondere die Daten zur
Wahlkampffinanzierung zeitnah ver-
offentlicht werden.

Auflerdem fordert Transparency die Ab-
senkung der Veroffentlichungsschwelle
fiir Parteispenden auf'2.000 Euro und
eine Deckelung der jihrlichen Zuwen-
dungen an eine Partei auf 50.000 Euro
pro Spender oder Sponsor. Sponso-
ring durch kommunale und staatliche
Unternehmen sollte generell untersagt
werden. Dariiber hinaus setzt sich die
Organisation dafiir ein, dass parteige-
bundene Kandidierende keine Direkt-
spenden mehr annehmen diirfen. (dp)

POLITIK
Bundesministerien:
Externe Beratung
soll reduziert
werden

Im November hat der Haushaltsaus-
schuss des Deutschen Bundestags
nach Informationen des SPIEGEL die
Bundesregierung aufgefordert, Maf-
nahmen zu ergreifen, ,,um den Einsatz
von externen Beratern und externen
Unterstiitzungskréften substanziell zu
senken“. Die Bundesregierung miisse
bis Juni 2021 einen Bericht vorlegen,
»in dem jedes Ressort fiir seinen Be-
reich einen Mafinahmenkatalog und
einen Abbaupfad“ darlegt.

Peter Conze, Senior Berater fiir Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik von
Transparency Deutschland, begriifite
diesen Beschluss. Zwar sei der gezielte
Einsatz von Beratern durchaus sinn-
voll, etwa mit Blick auf Spezialfragen.
Der gegenwdrtige Umfang dieser Pra-
xis miisse jedoch hinterfragt werden:
,»Die Einschaltung von Beratern, zum
Beispiel bei der Steuerung von Grof3-
projekten im Verteidigungsministe-
rium, verwischt die staatliche Verant-
wortung und gibt wichtige Aufgaben
in die Hand von Angestellten von Be-
ratungsfirmen, die nicht dem Gemein-
wohl verpflichtet sind, sondern eigene
wirtschaftliche Interessen verfolgen®,
so Conze. (an)

Aus Sicht des Vorsitzenden von Transparency Deutschland
Hartmut Baumer sei es ein begriiflenswerter erste Schritt der
Union, ,,ihren Widerstand gegen die Aufnahme von sogenann-
ten Aktienoptionen in den Katalog 6ffentlich zu machender
Nebenverdienste von Abgeordneten aufzugeben. Konsequent
wadre, wenn die Union auch die Einfiihrung eines legislativen

ten, weil er fiir das amerikanische IT-Unternehmen Augustus
Intelligence lobbyiert hatte und dafiir Aktienoptionen bekam,
die er spiter zuriickgab.

Fufabdrucks nicht weiter blockieren und fiir méglichst wenige
Ausnahmen bei einem verpflichtenden Lobbyregister eintreten
wiirde.“ (as)
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ZIVILGESELLSCHAFT

NACHRICHTEN UND BERICHTE

Anderungen des Gemeinniitzigkeits-
rechts gehen nicht weit genug

Fiir Aufsehen hatte letztes Jahr das
sogenannte Attac-Urteil des Bundesfi-
nanzhofs gesorgt. Das Gericht hatte der
Organisation den Gemeinniitzigkeits-
status mit der Begriindung aberkannt,
dass ihre Tétigkeiten iiber den gemein-

ZIVILGESELLSCHAFT

niitzigen Zweck der politischen Bildung
hinausgingen. Das Urteil und ein Blick in
die Realitdt der Arbeit zivilgesellschaftli-
cher Organisationen zeigt, wie reform-
bediirftig das Gemeinniitzigkeitsrecht
ist, zumal die gemeinniitzigen Zwecke
im Gesetz sehr eng definiert sind und
Liicken aufweisen. Im Dezember ver-
gangenen Jahres hatte sich der Bundes-
tag dieses Themas angenommen. Im
Rahmen der Reform des Jahressteuerge-
setzes wurden aber nur kleinere Ande-
rungen beschlossen.

Nach Auffassung von Transparency
Deutschland sollten gemeinniitzige Or-
ganisationen die eigenen Zwecke auch
iiberwiegend oder ausschliefilich mit
politischen Mitteln verfolgen diirfen.
Verbénde sollten sich punktuell auch fiir
andere gemeinniitzige Zwecke als ihre

WISSENSCHAFT

eigenen engagieren konnen - beispiels-
weise ein Karnevalsverein, der sich an
einer Aktion gegen Rassismus und fiir
Toleranz beteiligen mochte. Diese For-
derungen wurden bei der Reform jedoch
nicht beriicksichtigt. Immerhin wurden
ins Gemeinniitzigkeitsrecht sechs neue
Zwecke aufgenommen. Dazu zdhlen Kli-
maschutz, Antidiskriminierung wegen
geschlechtlicher Identitdt, Antirassis-
mus sowie Freifunk (Férderung von
offenen WLANS).

Transparency Deutschland fordert
dariiber hinaus, auch den Einsatz fiir
Menschen- und Biirgerrechte in den Ge-
meinniitzigkeitskatalog aufzunehmen.
Im Rahmen der Initiative ,,Zivilgesell-
schaft ist gemeinniitzig® setzen sich 180
Organisationen fiir eine Modernisierung
des Gemeinniitzigkeitsrechts ein. (dp)

Langere Fristen bei
Beteiligungs-
prozessen gefordert

In einem offenen Brief an die Bundesregierung
fordert Transparency Deutschland als Mitglied eines
breiten netzpolitischen Biindnisses ausreichende
zeitliche Fristen bei der Beteiligung der Zivilgesell-
schaft und Verbdnde an politischen Entscheidungen.
In der jetzigen Praxis werden seitens der Bundes-
ministerien oft nur wenige Werktage fiir die Stel-
lungnahmen zu Gesetzesentwiirfen erwartet. Das
verhindert die fundierte Bewertung. Neben ausrei-
chenden Fristen fiir die Kommentierung von Ge-
setzesentwiirfen rufen die Unterzeichner:innen des
Briefes zur Bereitstellung von Synopsen fiir bessere
Vergleich- und Nachvollziehbarkeit der Anderungen,
zur Veroffentlichung der Referentenentwiirfe auf den
Webseiten der Ministerien sowie zu einer Offnung
des Partizipationsprozesses auf. (ok)
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Urteil: Uni Hamburg muss
Spender:innen nicht nennen

Die Universitdt Hamburg muss
die Namen ihrer Spender:in-
nen nicht nennen. Das ent-
schied das Oberverwaltungs-
gericht Hamburg im November
und hob damit ein knapp zwei
Jahre zuriickliegendes Urteil
der Vorinstanz auf.

Geklagt hatte der Journalist
und Open Data-Aktivist Arne
Semsrott. Er bezog sich auf
das hamburgische Transpa-
renzgesetz und wollte wissen,
wer der Universitit Spenden
von mehr als 1.000 Euro iiber-
wiesen hatte und fiir wel-
chen Zweck diese verwendet
wurden.

Das Gesetz regelt eigentlich
umfassende Auskunftspflich-
ten fiir 6ffentliche Einrichtun-
gen, macht aber zahlreiche
Einschrankungen. Die Uni-
versitat Hamburg sah sich als
Ausnahme von den Regeln und
gab nur ausgewdihlte Informa-
tionen weiter.

Die Gerichtsentscheidung ist
auch aus Sicht von Transpa-
rency Deutschland bedauer-
lich, da sie die Transparenz
von Drittmitteln an Hochschu-
len einschriankt. Eine Revision
des Urteils ist nicht zuldssig.
Die vollstdandige Urteilsbegriin-
dung liegt noch nicht vor. (as)

15



NACHRICHTEN UND BERICHTE

JOURNALISMUS

-Wenn die Pressefreiheit
zum Kostenfaktor wird*

KOMMENTAR VON
HEINRICH FISCHWASSER

So lautete das Motto einer Onlinedis-
kussionsrunde im Dezember, zu der Mo-
nique Hofmann, Geschéftsfiihrerin der
Deutsche Journalistinnen- und Journalis-
ten-Union (dju) in ver.di, auch Transpa-
rency Deutschland eingeladen hatte.

Presseberichterstattung kann unan-
genehm sein. Es werden hiufig Dinge
offentlich, die die Betroffenen nicht of-
fentlich machen wollen. Wie verhindert
man das? Man engagiert einschldgige
Anwilte, die sich mit Priaventivstrategien
auskennen. Diese versenden ,,Informa-
tionsschreiben, Gesprache werden erbe-
ten, Alternativinformationen angeboten
und ,,deals*“ angeregt. Und es wird Druck
ausgelibt: ,Wenn Sie das schreiben, ver-
klage ich Sie“ ist der Titel einer Studie der
Otto-Brenner-Stiftung zu der Thematik.
Die Verlage gehen hdufig darauf ein. Die
Abwagung der Kosten der Rechtsabwehr
gegen den Nutzen des einzelnen Artikels
fallt dann zu Lasten des letzteren aus.
Nur noch wenige grofie Verlage sind
bereit zu kimpfen. Beobachter erkennen

JOURNALISMUS

eine Abkehr von der lange bestehen-
den Haltung der Verlage, die Versuche
zur Vorfeldbeeinflussung aussichtslos
machte.

Aber auch die eher klassische ex-post-
Bekdmpfung unerwiinschter Bericht-
erstattung hat Konjunktur. Besonders
rege ist seit etwa anderthalb Jahren Prinz
Georg Friedrich von Preufden. Angegrif-
fen wird die in seinen Augen bisweilen
falsche Tatsachenberichterstattung im
Zusammenhang mit den Entschadi-
gungsforderungen seines ,,Hauses“ we-
gen Enteignungen in der Besatzungszeit.
Dabei scheuen der Prinz und sein Anwalt
auch vor grofden Namen nicht zuriick.

So bekamen die Frankfurter Allgemeine
Zeitung, der Springer Verlag und die Ge-
werkschaft ver.di ebenso wie bekannte
Historiker Anwaltspost. Die Zahl der
Streitfélle ist nicht nachpriifbar bekannt.
Von mehr als 120 Vorgédngen berichtet
der SPIEGEL.

In Deutschland kann sich bei Pressesa-
chen der Klager das Gericht aussuchen,
man spricht vom sogenannten fliegen-
den Gerichtsstand. Georg Friedrich zu
Preufien ldsst vorzugsweise in Berlin
klagen. Dort ist die 27. Zivilkammer

zustidndig. Auffallend bei einigen ihrer
Entscheidungen ist eine kleinlich-stren-
ge Ausdeutung von Wortzitaten. Die
Kammer ist aber nicht immer so streng.
Bundesweite Aufmerksamkeit erweckte
sie unlangst mit der Erkenntnis, dass die
Bezeichnung einer bekannten Politike-
rin als ,,alte perverse Drecksau® keine
Beleidigung sei, sondern eine zuléssige
Meinungsaufderung.

Prozesse kosten Geld; das Kostenrisi-

ko in diesen Sachen liegt bei ungefahr
5.000 Euro. Dieses Geld kann nicht
jeder einsetzen. Hier kann der ,,Prinzen-
fonds“ von FragdenStaat helfen und fiir
mehr Waffengleichheit sorgen. Wer sich
vertieft informieren will und eventuell
finanziell unterstiitzen mochte, findet
mehr unter mmm.verdi.de und bei frag-
denstaat.de/aktionen/prinzenfonds/.
Wenn man rechtspolitisch zwei Wiinsche
frei hatte, wiinschte man sich die Ab-
schaffung des fliegenden Gerichtsstan-
des — was der Bundesrat Ende letzten
Jahres verhindert hat — und der Berliner
Justiz eine bessere Personalpolitik.

Heinrich Fischwasser leitet die Regio-
nalgruppe Frankfurt/ Rhein-Main von
Transparency Deutschland.

Uber 50 Medienschaffende weltweit getotet

Laut der Jahresbilanz der Pressefreiheit 2020 von der Orga-
nisation Reporter ohne Grenzen sind weltweit im Jahr 2020
mebhr als 50 Journalist:innen wegen oder bei ihrer Arbeit
getotet worden. Damit hat sich der Trend der letzten Jahre
fortgesetzt. Die meisten davon wurden gezielt ermordet, weil
sie zu Korruption, organisiertem Verbrechen oder Umwelt-
zerstorung recherchierten. Mehrere wurden getotet, als sie
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iiber Demonstrationen berichteten. Eine Person kam bei
einem Auslandseinsatz ums Leben, alle anderen im Heimat-
land. Zudem ist mit der Hinrichtung des regimekritischen
Journalisten Ruhollah Sam im Iran Mitte Dezember erstmals
seit 30 Jahren die Todesstrafe an einem Medienschaffenden
vollstreckt worden. Zu den gefdhrlichsten Landern zdhlen
Mexiko, der Irak und Afghanistan. (ok)
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Wikileaks-
Grunder Assange
wird nicht an
USA ausgeliefert

Julian Assange, Griinder der Enthiillungsplattform
Wikileaks, wird nicht von Grof3britannien an die USA
ausgeliefert. Das entschied eine Richterin in London
Anfang Januar. Obwohl sie inhaltlich den meisten
Punkten des US-amerikanischen Auslieferungs-
gesuchs Recht gab, entschied sie, dass Assanges
mentaler Gesundheitszustand eine Auslieferung
nicht zulasse. Uber diese Entscheidung zeigt sich der
Geschéftsfiihrer von Reporter ohne Grenzen Chris-
tian Mihr zwar erleichtert, doch die Ausfithrungen
der Richterin zu den inhaltlichen Vorwiirfen geben
Anlass zur Sorge. ,,Das ldsst eine Hintertiir offen fiir
die Verfolgung von Journalistinnen und Journalisten
weltweit, die geheime Informationen von groffem
offentlichen Interesse veroffentlichen, wie es Assange
getan hat.“ Mihr richtet sich direkt an die USA und ap-
pelliert, diese miissten die Anklage nun fallen lassen
oder Assange politisch begnadigen.

Ahnlich dufiert sich Thomas Kastning, Geschifts-
fiihrer des Whistleblower-Netzwerks: ,,Schon allein
der bisherige Prozess war ein verheerendes Signal.
Der abschreckende ,Chilling-Effekt‘ auf potenzielle
kiinftige Whistleblower und Journalist:innen ist
bereits jetzt enorm.“ Uber das weitere strafrechtliche
Vorgehen gegen Assange miissen nun die Gerichte in
Grofdbritannien entscheiden. Eine Kaution wurde vor-
erst abgelehnt. Das Whistleblower-Netzwerk fordert
Deutschland auf, Assange Asyl zu gewéhren.

Transparency Deutschland fordert im Kontext dieser
Debatte, dass die grundrechtlich geschiitzte Freiheit
der Presse nicht dadurch untergraben werden darf,
dass der Staat Journalist:innen wegen Beihilfe zum
Landesverrat verfolgt, wenn sie als geheim einge-
stufte Dokumente verdffentlichen. Denn, so Ulrike
Frohling, Expertin fiir Transparenz in den Medien bei
Transparency Deutschland: ,,Wenn Journalisten aus
Angst vor Strafverfolgung nicht frei arbeiten konnen,
wird die Aufdeckung von Korruption und Machtmiss-
brauch in Politik und Wirtschaft behindert." Eine ent-
sprechende Reform hatte der damalige Bundesjustiz-
minister Heiko Maas (SPD) im Jahr 2015 angekiindigt,
sie wurde bisher jedoch nicht umgesetzt. (as)
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SPORT

Korruptionssperre
gegen FIFA-Funktionar

Im Weltfuftballverband FIFA sei Korruption praktisch kein Thema
mehr, hatte dessen Prasident Gianni Infantino im Juni 2019 beim
FIFA-Wahlkongress in Paris unter dem Beifall der anwesenden
Funktiondre erkldrt. Rund 18 Monate spdter wurde Infantino eines
Besseren belehrt: Das FIFA-Ethikkomitee sprach gegen den Chef des
Afrikanischen Fuf3ball-Verbandes (CaF) Ahmad Ahmad eine fiinfjah-
rige Sperre und eine Geldstrafe von 200.000 Schweizer Franken aus.

Der Madagasse, ein enger Vertrauter Infantinos, soll laut der Presse-
erklarung des Komitees ,,seine Loyalititspflicht verletzt, Geschenke
und sonstige Vorteile angeboten, Gelder veruntreut und seine
Stellung als CaF-Chef missbraucht“ haben. Unter anderem hatten
Wirtschaftspriifer festgestellt, dass unter Ahmads Regie rund 24 Mil-
lionen US-Dollar in dunklen Kanélen versickert seien.

Seit 2016 hatte es gegen Ahmad Korruptionsvorwiirfe und Ethik-
ermittlungen gegeben. 2019 wurde er von der franzésischen Polizei
im Zusammenhang mit einem dubiosen Ausriistervertrag verhort.
Gegenstand von noch laufenden Ermittlungen sind auch die
Umstédnde der Kiindigung eines noch laufenden Fernsehvertrags
durch den CaF-Boss.

Trotz zahlreicher Verdachtsmomente hielt man in der FIFA zu
Ahmad. Der zeigt sich weiter uneinsichtig und will vor dem Interna-
tionalen Sportgerichtshof (CAS) gegen die Sperre vorgehen. (jr)

FINANZWESEN

Fiskus entgehen jahrlich
6 Milliarden Euro

durch Steueroasen

Deutsche Unternehmen vermeiden nach aktuellen Schitzungen
Steuern in Hohe von insgesamt 5,7 Milliarden Euro pro Jahr, indem sie
einen Teil ihrer Gewinne in sogenannte Steueroasen verlagern. Diese
Summe entspricht fast dem Betrag, den der Bund 2020 fiir die Digita-
lisierung der Schulen bereitgestellt hat. Dies berichtet die Frankfurter
Allgemeine Zeitung unter Berufung auf Berechnungen des Ifo-Insti-
tuts. Demnach sparen allein die 333 grofiten deutschen multinationa-
len Unternehmen durch Steuertricks jahrlich 1,6 Milliarden Euro.

Zu den Schattenfinanzplétzen, die Unternehmen fiir ihre Steuertricks
nutzen, zdhlt das Forschungsteam um Ifo-Prdsident Clemens Fuest
unter anderem die Bermudas, die Britischen Jungferninseln, die
Kaiman-Inseln und Liechtenstein. Als Steueroasen innerhalb der EU
gelten der Studie zufolge Irland, Luxemburg, Malta und Zypern. (dp)
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FINANZWESEN

Kritik am Geldwasche-
Gesetzentwurf

Der von der Bundesregierung im Oktober beschlossene Ge-
setzentwurf zur Geldwédschebekdmpfung wird von Expert:in-
nen aus Strafverfolgungsbehoérden und Zivilgesellschaft
kritisiert. Sie sehen die Gefahr, dass die Bekimpfung von
Geldwésche erschwert statt verbessert werde.

Kritik entfacht insbesondere die geplante Anderung der
»selbststindigen Vermogenseinziehung®. Um sichergestell-
tes Bargeld unbekannter Herkunft einziehen zu konnen,
miissen Ermittlungsbehorden laut dem neuen Entwurf
sicher sein, dass das Geld aus einem Verbrechen oder einem
»banden- oder gewerbsmifligen Vergehen" stammt. Nach
aktueller Rechtslage reicht der Verdacht, dass die Gelder aus
einer schweren Straftat stammen. Wenn der Gesetzentwurf
verabschiedet wird, kénnten es Geldkuriere kiinftig einfa-
cher haben. Denn oft kann ihnen der banden- oder gewerbs-
mafige Bezug nicht nachgewiesen werden.

Kritisiert wird aufierdem, dass der Straftatbestand der ,,leich-
ten Geldwische“ gestrichen werden soll. Bisher macht sich
eine Person der leichten Geldwésche auch dann schuldig,
wenn sie nicht mit Vorsatz handelt. Damit kann auch deren
Vermogen eingezogen werden. Wird dieser Straftatbestand
gestrichen, miissen Strafverfolgungsbehorden den Geldwa-
scher:innen nachweisen, dass sie wussten woher das Geld

FINANZWESEN

€

stammt. Das gelingt allerdings nur, wenn die Téter:innen
gestdndig sind oder sich selbst belasten. Zurzeit beruht die
Halfte aller Verurteilungen gegen Geldwische auf dem Straf-
tatbestand der leichten Geldwésche.

Transparency Deutschland fordert zudem zur besseren Be-
kdmpfung der Geldwésche eine Stirkung der personellen
und sachlichen Ausstattung der Ermittlungsbehorden.

Mit dem Gesetzentwurf will die Bundesregierung eine EU-
Richtlinie zur Verbesserung der Bekimpfung der Geldwésche
umsetzen, ist damit allerdings spét dran. Die Frist zur Um-
setzung lief am 3. Dezember aus. Der Bundestag behandelte
den Entwurf allerdings erstmals am 20. November und iiber-
wies ihn in die Beratungen der Ausschiisse. Der Ausgang der
Beratungen war bis zum Redaktionsschluss noch offen. (mm)

Fall Babis zeigt Schwachen des
deutschen Transparenzregisters auf

Der tschechische Premierminister An-
drej Babi$ taucht nicht als Anteilseigner
im deutschen Transparenzregister auf,
obwohl er der wirtschaftlich Berech-
tigte der Agrofert-Gruppe ist, die eine
wichtige Tochterfirma in Deutschland
hat. Aufgrund der mangelnden Uber-
priifung der zustdndigen Behorden
gelang es Babis, seine Verbindungen

zu dem Unternehmen zu vertuschen,
indem er es an mehrere Treuhandfonds
iibertrug. Durch diese Treuhandfonds,
die Babis selbst griindete und in deren
Aufsichtsrat seine Ehefrau sitzt, kann
der tschechische Premierminister Ein-
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fluss auf die gesamte Unternehmens-
gruppe ausiiben - ohne dass dies in
Deutschland offiziell aufgefiihrt wird.

Stephan Klaus Ohme, Finanzexper-

te von Transparency Deutschland,
kritisiert: ,,Das deutsche Transparenz-
register erfasst Besitzverhiltnisse nur
oberflachlich, Daten werden oft nicht
verifiziert.“ Zudem ist der Austausch
mit weiteren Transparenzregistern auf
europdischer Ebene unzureichend.

Zur effektiveren Bekdmpfung von Geld-
waische und Terrorfinanzierung sieht
die 5. EU-Geldwascherichtlinie vor, die
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Transparenzregister der EU-Mitglied-
staaten bis zum 10. Mérz dieses Jahres
miteinander zu vernetzen. So wie das
deutsche Transparenzregister derzeit
beschaffen ist, eignet es sich jedoch
nicht dafiir. Daher kiindigte Bundes-
finanzminister Olaf Scholz an, es

durch die Schaffung von strukturierten
Datensitzen entsprechend umbauen
zu wollen. Ein dahingehender Gesetz-
entwurf liegt zwar bereits seit Ende
2020 vor, aber die Frist im Méarz wird
Deutschland aufgrund von Verzégerun-
gen durch die Covid-19-Pandemie nicht
einhalten konnen. (az)
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DER BEIRAT STELLT SICH VOR: SELMIN GCALISKAN

UBER TRANSPARENCY

Vielfach betrachtet die Politik die frele
Zivilgesellschatt als Bedrohung*

Selmin Caliskan ist Direktorin fur Institutionelle Beziehungen im Berliner Biiro der Open Society
Foundation (OSF) und seit Januar 2021 ehrenamtlich im Beirat von Transparency Deutschland.
Zuvor war sie in verschiedenen zivilgesellschaftlichen Organisationen tatig, zuletzt als Generalse-
kretarin flir Amnesty International Deutschland. Die OSF ist eine Gruppe von Stiftungen des ame-
rikanischen Finanzinvestors und Philantropen George Soros. Sie arbeitet in iber 120 Landern und
untersttitzt Initiativen und Projekte der Zivilgesellschaft, allein in 2020 mit 1,2 Milliarden US-Dollar.

INTERVIEW: JOCHEN REINHARDT

Frau Caliskan, die OSF ist in
Deutschland iiber den Namen
George Soros hinaus nur we-
nig bekannt. Wie kommt das?
Wir sind erst seit zwei Jahren
in Deutschland und 90 Pro-
zent unserer Arbeit ist Pro-
jektforderung, das heifdt wir
agieren eher im Hintergrund.
In Deutschland foérdern wir
rund ein Dutzend Projekte. Beispielsweise die Amadeu Anto-
nio Stiftung, die die demokratische Kultur in Ostdeutschland
starken will. Zusammen mit der ,Gesellschaft fiir Freiheits-
rechte“ haben wir kiirzlich eine Studie zur Bedeutung der Zi-
vilgesellschaft fiir eine lebendige Demokratie erstellt.

Mit welchem Ergebnis?

Dass nicht nur in eher autoritér regierten Lindern die Arbeit
der Zivilgesellschaft eingeschriankt wird, sondern auch in
Demokratien. Vielfach betrachtet die Politik die freie Zivilge-
sellschaft als Bedrohung. In Deutschland zeigt sich das in der
Auseinandersetzung um das Gemeinniitzigkeitsrecht, die seit
der Attac-Entscheidung des Bundesfinanzhofes gefiihrt wird.
Seitdem fiihlen sich NGOs hier in ihrer politischen Arbeit ein-
geschrédnkt. Die EU hingegen stellt in Richtlinien fest, dass die
Zivilgesellschaft politisch sein darf und dass sie eine Schliissel-
funktion bei der Forderung von Demokratie und Rechtsstaat
besitzt. Diesen Widerspruch wollen wir kliaren lassen - mit
hoffentlich positiver Signalwirkung fiir ganz Europa.

Apropos Europa: Vor drei Jahren hat die OSF ihr Europa-Biiro
von Budapest nach Berlin verlegen miissen, weil der repres-
sive Druck der Orban-Regierung zunahm. George Soros, der
ungarischer Abstammung ist, gilt den dortigen Autokraten als
Feindbild Nr. 1. Was kénnen Sie derzeit tun fiir Ungarn?

Fast iiberall in Osteuropa wéachst der Druck auf grofle und
kleine NGOs. Die Korruption bliiht, in Ungarn kann man das
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schon daran sehen, wie viele grofle Staatsauftrige an Orbans
Netzwerk gehen. Wir lassen die Zivilgesellschaft aber nicht im
Stich, bauen beispielsweise verschiedene Digital-Plattformen
zur Partizipation von Biirger:innen auf.

Wir sprechen kurz vor Ihrer ersten Beiratssitzung von Trans-
parency. Was haben Sie sich fiir diese Aufgabe vorgenommen?
Ich komme ohne eigene Agenda. Ich mochte meine Men-
schenrechtskompetenz einbringen und meine Organisations-
und Kampagnenerfahrung. Korruption ist der Grund warum
zum Beispiel Folter, Diskriminierung, Umweltzerstorung
weltweit existieren konnen. Ich finde es wichtig, dass es Or-
ganisationen wie Transparency International gibt, die genau
das bekdmpfen.

Welche Verbindungen sehen Sie zwischen der OSF und Trans-
parency?

Da gibt es einige, angefangen damit, dass wir auch Projekte
von Transparency International unterstiitzen. Beide wollen
zum Beispiel ,,Watch-Dog“-Organisationen stdrken, beide le-
gen sich mit den Machtigen in Politik und Wirtschaft an und
beide nutzen das Mittel der strategischen Prozessfiihrung.

Man kommt um die Frage derzeit nicht herum: Was macht Co-
rona aus Ihrer Sicht mit der Zivilgesellschaft?

Wir finden es kritisch, dass Rettungsschirme weitgehend nur
fiir grofle Unternehmen aufgespannt werden. Die Organisatio-
nen der Zivilgesellschaft gehen bislang leer aus. Dadurch wer-
den Handlungsspielraume noch enger. Auch sind wiahrend der
Pandemie in 15 europdischen Lidndern Notstandsverordnun-
gen erlassen worden. Vielfach wird die Pandemie zum Anlass
genommen, die Befugnisse der Staatsgewalt auszudehnen.
Hier werden Organisationen gebraucht, die diese Situation kri-
tisch und o6ffentlich begleiten. Auf der anderen Seite sehe ich
auch Ansitze einer zivilgesellschaftlichen Weiterentwicklung
- zum Beispiel in der Frage vom Umgang mit Rassismus und
der Klimagerechtigkeit.
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Korruptions-
wahrnehmungsindex

2020

Der Corruption Perceptions Index (CPI) ist der
weltweit bekannteste Korruptionsindikator und
umfasst dieses Jahr 180 Lander. Die Bewertung
erfolgt auf einer Skala von 0 (héchstes Maf an
wahrgenommener Korruption) bis 100 (keine
wahrgenommene Korruption). Der Index fasst
13 Einzelindizes von 12 unabhingigen Institu-
tionen zusammen und beruht auf Daten aus der
Befragung von Expertinnen und Experten, Um-
fragen sowie weiteren Untersuchungen.

CPI- Land/Gebiet Platz
Wert

88 Danemark 1
88 Neuseeland 1
85 Finnland 3
85 Singapur 3
85 Schweden 3
85 Schweiz 3
84 Norwegen 7
82 Niederlande 8
80 Deutschland 9
80 Luxemburg 9
77 Australien 11
77 Kanada 11
77 Hongkong 11
77 Grofbritannien 11
76 Osterreich 15
76 Belgien 15
75 Estland 17
75 Island 17
74 Japan 19
72 Irland
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71 Vereinigte

Arabische Emirate

71 Uruguay 21
Frankreich 23
Bhutan 24
Chile 25
USA 25

Seychellen 27
Taiwan 28
Barbados 29
Bahamas 30
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Die CPI-Punktwerte
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Jordanien
Slowakei
Weil3russland
Kroatien

Kuba

Sao Tomé und Principe

Montenegro
Senegal
Bulgarien
Ungarn
Jamaika
Rumanien
Sudafrika
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Malediven
Vanuatu
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Kolumbien
Ecuador
Brasilien
Athiopien
Kasachstan
Peru
Serbien
Sri Lanka
Suriname
Tansania
Gambia

Indonesien
Albanien
Algerien
Elfenbeinkiiste
El Salvador
Kosovo
Thailand
Vietnam
Bosnien und
Herzegowina
Mongolei
Nordmazedonien
Panama
Moldawien
Philippinen
Agypten
Swaziland
Nepal

Sierra Leone
Ukraine
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Einige Analyseansatze zum CPI 2020

Weltweit erreichen im Korruptionswahrnehmungsindex 2020 mehr als zwei Drittel aller
Lander weniger als die Halfte der moglichen Punktzahl. Der Durchschnitt liegt bei mageren

43 von 100 Punkten.

ADRIAN NENNICH

Die Ergebnisse des CPI sind seit dem Jahr 2012 vergleichbar.
Nach fast einem Jahrzehnt fillt die Bilanz erniichternd aus: Die
meisten Linder haben in diesem Zeitraum wenig bis keine Fort-
schritte gemacht. Generell ist zu beobachten, dass in Landern
mit einem hoheren Korruptionsniveau mehr Verstofle gegen
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie zu beobachten sind. Das
zeigt zum Beispiel ein Vergleich zwischen dem CPI und dem De-
mocracy Index der Economist Intelligence Unit. Es scheint ein
Teufelskreis: Korruption untergrabt die Funktionsfahigkeit der
und das Vertrauen in die rechtsstaatlichen und demokratischen
Prozesse - und brockelnde Institutionen fithren zu mehr Kor-
ruption.

Ruckschritte...

Ein Beispiel dafiir ist Ungarn. Die Schwadchung unabhingiger
Institutionen, wachsender staatlicher Einfluss auf mediale Be-
richterstattung und Korruptionsskandale rund um EU-For-
dergelder haben dazu beigetragen. Auf EU-Ebene setzte sich
Ungarn gegen das Rechtsstaatskriterium bei der Vergabe von
EU-Fordergeldern ein, gemeinsam mit Polen. Auch unser Nach-
barland hat sich in den letzten Jahren deutlich verschlechtert.
Auch hier sind anhaltende Reformen, die die Unabhingigkeit
der Justiz gefdhrden, zu beobachten.

Ein weiteres Sorgenkind ist Malta. Der ,,Bericht iiber die Rechts-
staatlichkeit 2020% der EU-Kommission spricht von ,,tiefgehen-
den Korruptionsmustern“. Die Aufarbeitung der Ermordung
der Journalistin Daphne Caruana Galizia im Oktober 2017 legte
Stiick fiir Stiick ein Korruptionsgeflecht bis in hochste Regie-
rungsamter offen. 2019 musste im Zuge dessen Premierminister
Joseph Muscat zuriicktreten.

° Signifikant schlechter

Ungarn (44) Malta (53) Polen (56)
— = |

e ) 1

2% 1 p

o

Seit 2012 Seit 2015 Seit 2015
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...und Fortschritte

Es gibt auch positive Entwicklungen. 26 Linder haben seit 2012
ihre CPI-Werte signifikant verbessert. Eines dieser Lander ist Ar-
menien, das sich um ganze 15 Punkte gesteigert hat. Nach Anga-
ben von Transparency International haben dazu kontinuierliche
Mafinahmen zur Korruptionsprivention beigetragen.

Einen Hoffnungsschimmer versprechen die CPI-Zahlen auch fiir
Afghanistan. Mit einer Bewertung von 19 Punkten steht das Land
zwar weiterhin am unteren Ende der Rangliste. Trotzdem hat es
seit 2012 seine Punktzahl mehr als verdoppelt und sich um satte
11 Punkte verbessert. Diese Fortschritte werden mit weitreichen-
den institutionellen und rechtlichen Reformen erklart.

Trouble at the top

Auch die Staaten, die im CPI an der Spitze stehen, verhalten sich
im Kampf gegen Korruption oft nicht vorbildlich. Was der CPI
nicht erfasst, sind Aktivititen wie Steuerbetrug, Geldwésche
oder illegale Finanzstréme. Interessant ist daher, neben den
CPI den Schattenfinanzindex (Financial Secrecy Index, FSI) zu
legen. Der vom Netzwerk Steuergerechtigkeit herausgegebene
Index misst die Geheimhaltung im Finanzsektor eines Landes,
die Steuervermeidung und illegale Geldfliisse ermdglicht.

Im FSI 2020 tauchen einige der Lander, die im CPI in den TOP
20 rangieren, ebenfalls in den TOP 20 auf - an der Spitze des FSI
finden sich allerdings die am schlechtesten bewerteten Staa-
ten und Gebiete wieder. Auf Rang drei steht zum Beispiel die
Schweiz, auf Rang fiinf Singapur und auf Platz sechs Luxem-
burg. Auch Deutschland ist im internationalen Vergleich ein
Schattenfinanzzentrum und Geldwéscheparadies. Auf Rang 14
stehend schneidet Deutschland sogar schlechter ab als das fiir
Steuervermeidung besonders bekannte Panama.

Die Situation in Deutschland

Deutschland erreicht im CPI 2020 wie im Vorjahr 80 Punkte und
steht auf dem 9. Platz. Das ist im internationalen Vergleich ein
gutes Ergebnis, bei dem es dennoch viele Verbesserungsmog-
lichkeiten gibt. Mit Blick auf die Bundestagswahl im Herbst hat
Transparency Deutschland zur Verdffentlichung des CPI 2020
insbesondere das Thema Politikfinanzierung unter die Lupe
genommen. Eine Kernforderung: Deutschland sollte einen
Politikfinanzierungsbericht einfiihren, der die Finanzfliisse bei
Parteien, Fraktionen und parteiennahen Stiftungen transparent
macht. Wie das konkret aussehen kénnte, dafiir hat Transparen-
cy Deutschland auf seiner Webseite Eckpunkte vorgelegt.
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Ein Lobbyregister fur Bayern?

Am 08. Dezember 2020 veranstaltete die Regionalgruppe Bayern eine hochrangig besetzte
virtuelle Podiumsdiskussion anlasslich der Ankundigung der Freien Wahler, einen Gesetzent-
wurf fiir ein Lobbyregister in den bayerischen Landtag einzubringen.

DANIELA HEISEL

Mit Hartmut Biumer, Vorsitzender von Transparency Deutsch-
land, diskutierten die Abgeordneten des Bayerischen Landtags
Petra Guttenberger (CSU, Vorsitzende des Ausschusses Ver-
fassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration), Alexander
Hold (Freie Wihler, Vizeprisident des Bayerischen Landtags)
und Martin Hagen (FDP, Fraktionsvorsitzender im Bayerischen
Landtag) sowie Léa Briand, Pressesprecherin bei Abgeordne-
tenwatch, und Timo Lange, Campaigner bei LobbyControl. Mi-
chael Heisel, Leiter der Regionalgruppe Bayern, iibernahm die
Moderation.

Alle Podiumsteilnehmer legten schon in ihren Eingangsstate-
ments dar, dass der Sachverstand von Interessenvertretern fiir
die Qualitdt der Gesetzgebung unverzichtbar sei, dass dies je-
doch in transparenten Verfahren geschehen miisse. Unterschie-
de zeigten sich bei den Fragen, ob hierzu ein Lobbyregisterge-
setz erforderlich sei und wie dies auszugestalten wire.

Petra Guttenberger beispielsweise betonte, dass der Bedarf fiir
weitere gesetzgeberische Maffnahmen noch zu priifen sei, wo-
bei die Erfahrungen auf Bundesebene einbezogen werden soll-
ten. Zudem miisse der Schutz von Berufsgeheimnissen und
Verschwiegenheitspflichten gewdihrleistet sein. Die anderen
Teilnehmer hingegen sahen schon jetzt einen Bedarf fiir gesetz-
geberische Mafdnahmen auch auf Landesebene, um das Vertrau-
en der Bevolkerung in die Integritdt der Gesetzgebung und eine
faire Interessenwahrnehmung zu sichern. ,,Bayern soll Stan-
dards setzen“, so Alexander Hold.

Auch legislativer FuBabdruck nétig

Hartmut Bdumer verwies auf das von Transparency Deutsch-
land initiierte breite Blindnis der ,,Allianz fiir Lobbytranspa-
renz“, in dem sich der Verband der Chemischen Industrie (VCI),
Transparency Deutschland, der Bundesverband der Deutschen
Industrie (BDI), Die FAMILIENUNTERNEHMER, der Natur-
schutzbund Deutschland (NABU) und der Verbraucherzentrale
Bundesverband (vzbv) fiir ein umfassendes Interessenvertre-
tungsgesetz einsetzen.

Ebenso wie Martin Hagen betonte er die Notwendigkeit fiir die
Erweiterung eines Lobbyregistergesetzes um den ,,legislativen
Fufabdruck®, der nachvollziehbar macht, wer auf einen kon-
kreten Gesetzgebungsentwurf Einfluss nehmen konnte. Kon-
sequenterweise sei hier die Exekutive einzubeziehen, in der die
Mehrzahl der Gesetzentwiirfe verfasst werde.
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Ziel ist nicht der ,,glaserne Abgeordnete*

Einigkeit herrschte bei allen Teilnehmern, dass das Ziel von Lob-
byregulierungen nicht der ,gliserne Abgeordnete® sein diirfe.
Die Freiheit des Abgeordnetenmandats sei ebenso zu schiitzen
wie die Moglichkeit einer vertraulichen Kontaktaufnahme von
Biirgerinnen und Biirgern mit Abgeordneten. Registrierungs-
pflichten sind auf die organisierte, strukturierte Interessen-
vertretung zu beschridnken, wobei die Frage institutioneller
Ausnahmen unterschiedlich gewichtet wurde. Insbesondere
Alexander Hold sah Ausnahmebedarf nur im Rahmen der Aus-
iibung verfassungsrechtlich geschiitzter Kernbereiche.

Wertvolle Einblicke in die Praxis anderer Lander und auf EU-
Ebene steuerten Timo Lange und Léa Briand bei. So sei ein ein-
heitlicher Verhaltenskodex fiir Lobbyisten ebenso erforderlich
wie eine externe Kontrolle durch einen Lobbybeauftragten. Zu-
satzliche Belastungen fiir die Abgeordneten miissten nicht ent-
stehen, da die Fiihrung und Aktualisierung des Lobbyregisters,
so Briand, im Interesse der Lobbyisten liege und deshalb von
diesen selbst vorzunehmen sei.

Die Diskussionsteilnehmer stimmten iiberein, dass das Ver-
trauen in offene demokratische Prozesse transparente und
nachvollziehbare politische Entscheidungen verlangt. Bis eine
Umsetzung in den laufenden Gesetzgebungsverfahren zu Lob-
byregistern auf Bundes- und Landesebene erreicht werden kann,
sind noch eingehende Diskussionen im Detail erforderlich.

Neben der Diskussion

zum Lobbyregister ver-
anstaltete Transparency
Deutschland rund um

INTERNATIOMALER
ANTIKORRUPTIONSTRG 2020

den Internationalen Anti-

korruptionstag am
9. Dezember 2020 auch ein mit dem Transparenzbiindnis ,NRW
blickt durch“ durchgefiihrtes Seminar zum Informationsfreiheits-
gesetz sowie die Webtalk-Reihe ,Unternehmensverantwortung im
Fokus" in Kooperation mit dem Deutschen Global Compact
Netzwerk, dem Deutschen Institut fiir Compliance und der Allianz
fiir Integritat.
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Starke Partner fur besseren
Hinweisgeberschutz

Gemeinsam mit dem Whistleblower-Netzwerk und der Gesellschaft fir Freiheitsrechte wirbt
Transparency Deutschland fir ein umfassendes Gesetz zum Schutz von Hinweisgebern - unter
anderem im Rahmen von zwei gemeinsamen Online-Veranstaltungen.

JAN BORCHERT

Eine grofie Stirke von Transparency Deutschland ist es, Ko-
alitionen mit Organisationen und Institutionen aus Zivilgesell-
schaft, Wirtschaft und Politik einzugehen. Im Bereich Hinweis-
geberschutz konnten wir 2020 unsere Partnerschaft mit dem
Whistleblower-Netzwerk ausbauen und die Gesellschaft fiir
Freiheitsrechte als neuen Partner gewinnen. Gemeinsam rich-
teten die drei Organisationen im Herbst 2020 zwei Online-Ver-
anstaltungen aus.

»Anonymitat & Whistleblower*

Unter diesem Titel fand das erste Online-Seminar statt. Louisa
Schloussen, Leiterin der Arbeitsgruppe Hinweisgeberschutz
von Transparency Deutschland, fiihrte in den Unterschied zwi-
schen vertraulichen und anonymen Meldungen ein. Bei einer
vertraulichen Meldung erfihrt der Ombudsmann die Identitét
des Hinweisgebers, ist aber dazu verpflichtet, sie geheim zu
halten. Anonyme Hinweise werden so abgegeben, dass nie-
mand nachvollziehen kann, wer der Hinweisgeber ist.

Jiirgen Rink, Chefredakteur des Computermagazins c’t, erklér-
te die dafiir bendtigte Technik, die dasselbe Prinzip wie das
sogenannte Darknet anwendet. Anschlief3end schilderte Hol-
ger Bleich, wie das Investigativteam der c’t mithilfe anonymer
Hinweise prominente Skandale aufdecken konnte, dabei aber
auch aufrechtliche Hiirden beim Quellenschutz stiefs.

Manuela Schlund aus der internen Revision der Robert Bosch
GmbH - korporatives Mitglied von Transparency Deutschland
- berichtete, man biete verschiedene Meldemoglichkeiten an,
um die Abgabe von Hinweisen so niedrigschwellig wie moglich
zu halten. Gleichzeitig sei der Schutz vor Benachteiligungen
fiir Whistleblower sehr wichtig. Durch das aufgebaute Vertrau-
en sinke der Anteil der anonymen Meldungen stetig.

Aus dem Landeskriminalamt Baden-Wiirttemberg erlduterte
Oliver Hoffmann, dass ein anonymes Hinweisgebersystem zur
Aufklarung hochkarétiger Félle aus dem extremistischen Spek-
trum gefiihrt habe. Seit Einfiihrung des Systems 2012 steige das
Hinweisaufkommen kontinuierlich. Auch bei anonymen Mel-
dungen sei fiir Riickfragen ein Chat mit der hinweisgebenden
Person moglich. Alle Beteiligten kamen zu dem Schluss, dass
es Sinn mache, moglichst viele Meldekandle anzubieten. Die
Moglichkeit zur anonymen Meldung fiihre, entgegen allgemei-
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ner Annahmen, durchaus zu qualitativ und quantitativ hoch-
wertigen Hinweisen.

»ungleicher Schutz fiir Whistleblower -
verfassungswidrig?“

Die zweite Veranstaltung widmete sich der Frage, ob eine 1:1-Um-
setzung der EU-Richtlinie zum Hinweisgeberschutz in deutsches
Recht verfassungswidrig sein konnte. Warum, das erlduterten
die Rechtsexperten Robert Brockhaus (Transparency Deutsch-
land), Christian Thonnes (GFF) und Simon Gerdemann. Da die
Richtlinie nur bei Meldungen von Verstofien gegen Unionsrecht
schiitzt, wiirden zwei unterschiedliche Schutzregime entstehen.
Selbst fiir Juristen und erst recht fiir Arbeitnehmer wiére es in
individuellen Fillen schwierig zu erkennen, welches Schutzre-
gime zum Tragen kommt. Dann kénnten Hinweisgeber bei der
Meldung geringfiigiger Vergehen in bestimmten Rechtsgebieten
weitaus besser geschiitzt sein als bei der Meldung schwerer Ver-
gehen in anderen Rechtsgebieten.

Juristisch ausdifferenziert legten die Vortragenden dar, warum
eine solche Ungleichbehandlung unzuldssig und damit mut-
mafilich auch verfassungswidrig wire. Sollte es so kommen,
zOge man die Moglichkeit einer Normenkontrolle vor dem Bun-

desverfassungsgericht in Erwdgung.

Das Whistleblower-Netzwerk wur-

whistlegplower . . .
= 6 il de 2006 mit dem Ziel gegriindet,

den rechtlichen Schutz von

Whistleblowern zu verbessern. Das
Netzwerk betreibt neben politischer Advocacyarbeit und rechtli-
cher Beratung auch Bildungsarbeit in Form von Seminaren an
Schulen und bei Jugendorganisationen. Seit 2019 besteht eine
gegenseitige korporative Mitgliedschaft zwischen dem Whistle-
blower-Netzwerk und Transparency Deutschland.

Die Gesellschaft fir Freiheitsrech-
te (GFF) setzt sich seit 2015 fiir den

Freiheitsrechty Schutz von Grundrechten, die De-

mokratie und Gleichberechtigung
ein. Dafiir setzt sie das Mittel der strategischen Prozessfiihrung
ein (siehe Interview auf der nachsten Seite).
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Zur Not auch Verfassungsklage -

die Gesellschaft fiir
Freiheitsrechte im Einsatz
fur Hinweisgeber

Im Gesprach mit Malte Spitz, Generalsekretdr der Gesellschaft fiir
Freiheitsrechte und Mitglied im Beirat von Biindnis 90/Die Griinen

Was macht die Gesellschaft fiir Freiheitsrechte (GFF)?

Die GFF verteidigt Grund- und Menschenrechte mit juristi-
schen Mitteln. Wir setzen dabei allen voran auf strategische
Prozessfithrung. Das bedeutet, dass wir juristische Verfahren
einleiten, um iiber den Einzelfall hinausweisende Grundsatz-
urteile zu erzielen. Daneben bringen wir auch immer 6fter un-
sere verfassungsrechtliche Expertise in Gesetzgebungsverfah-
ren und gesellschaftliche Diskurse ein, um auf ein moglichst
hohes Schutzniveau fiir die Grundrechte hinzuwirken.

Warum engagiert sich die GFF fiir den Schutz von Hinweis-
geber*innen?

Weil Hinweisgeber*innen fiir unsere Demokratie und unseren
Rechtsstaat enorm Wichtiges leisten und ihre Grundrechte in
der aktuellen Rechtslage massiv bedroht sind.

Gerade in grofieren Institutionen werden Rechtsbriiche oft
unter den Teppich gekehrt und Menschen, die sich dem
entgegenstellen, eingeschiichtert. Wir brauchen also Hin-
weisgeber*innen, die sich trauen, trotzdem ihre Stimme
zu erheben. Die aktuelle deutsche Rechtslage gewaihrleis-
tet den dafiir benotigten Rechtsschutz aber nicht. Es gibt
bis heute kein einheitliches Hinweisgeber*innen-Schutz-
gesetz. Die Rechtsprechung verweist Hinweisgeber*innen
in der Regel auf den internen Meldeweg, der mangels klarer
gesetzlicher Vorgaben ineffizient ist und sie Repressalien
preisgibt. Deshalb mochte die GFF erstens auf eine iiber-
schieflende Umsetzung der europdischen Whistleblowing-
Richtlinie hinwirken und zweitens die Rechte von Hinweis-
geber*innen in strategischen Gerichtsverfahren durchsetzen.

Sie rufen Hinweisgeber*innen dazu auf,
sich direkt bei Ihnen zu melden. Wie ist
die Resonanz, welche Personen melden
sich bei Ihnen und wie konnen Sie diese
konkret unterstiitzen?

Seitdem wir unser Projekt Zivilcourage ge-
startet und mit einem Kldgeraufruf verbun-
den haben, haben sich einige Menschen bei
uns gemeldet, die bei ihrer Arbeit Rechts-
verstofle oder unethisches Verhalten be-
obachtet haben. Sie haben sehr vielfaltige
Hintergriinde, aber eines eint sie: Grofie
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Angst davor, was passiert, wenn sie ihre Beobachtungen 6f-
fentlich machen.

Die GFF mochte Betroffenen ein Stiick dieser Angst nehmen.
Wir behandeln alle Informationen absolut vertraulich. Wenn
die Person dazu bereit ist, konnen wir eine rechtliche Vertretung
organisieren und ein juristisches Verfahren begleiten. In diesem
Fall wiirden wir nicht nur ihre Rechte durchsetzen, sondern
auch die rechtliche Situation fiir alle Hinweisgeber*innen ver-
bessern wollen.

Wie begleitet die GFF die Umsetzung der EU-Richtlinie in
deutsches Recht und was ist Ihre Position dazu?

Die Whistleblowing-Richtlinie legt erstmals rechtliche Schutz-
standards fiir Hinweisgeber*innen fest. Es ist aus unserer Sicht
sehr wichtig, dass diese Chance bei der nun anstehenden Um-
setzung ins deutsche Recht nicht vergeben wird. Deshalb be-
gleiten wir gemeinsam mit Transparency Deutschland und
dem Whistleblower-Netzwerk den Gesetzgebungsprozess kri-
tisch-konstruktiv, indem wir unsere verfassungsrechtliche Ex-
pertise einbringen.

Wir sehen bei der Umsetzung aktuell sowohl positive als auch
negative Entwicklungen: Das Bundesjustiministerium mochte
Presseberichten zufolge, dass der Rechtsschutz der Whistle-
blowing-Richtlinie allen Hinweisgeber*innen zugute kommt,
egal ob sie Verstofle gegen das Recht der EU oder das der BRD
melden. Das sehen wir positiv und sogar verfassungsrechtlich
als zwingend. Negativ ist allerdings, dass Hinweisgeber*innen
ganz pauschal nicht geschiitzt werden sollen, wenn sie Sach-
verhalte melden, die formell als Verschlusssache eingestuft
sind. Das wire eine riesige Enttduschung fiir
Hinweisgeber*innen im 6ffentlichen Dienst.
Die GFF hat bereits einen moglichen besse-
ren Weg aufgezeigt: die Einschaltung eines
Bundestransparenzbeauftragten.

Ziehen Sie strategische Prozessfiihrung
auch fiir die Umsetzung der EU-Richtlinie
in Betracht?

Ja, wenn das Umsetzungsgesetz aus unserer
Sicht die Grundrechte von Hinweisgeber*in-
nen verletzt, werden wir strategische Prozes-
se einleiten und bis nach Karlsruhe ziehen.
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9. STRAFVERFOLGUNGSKONFERENZ DER KORRUPTION

Transparency-Vorsitzender und
Bundesjustizministerin schlagen in

dieselbe Kerbe

Ende November 2020 fand die neunte Konferenz zur Strafverfolgung der Korruption statt, ver-

anstaltet von der Friedrich-Ebert-Stiftung und Transparency Deutschland - auch in diesem Jahr
mit der amtierenden Bundesjustizministerin. Die Konferenz richtet sich an Staatsanwaltschaften,
Ministerien, Polizeil und die interessierte Fachoffentlichkeit und wird seit 2004 in einem zweijahr-

lichen Rhythmus veranstaltet.

ENNO COORDES / MARTIN SCHELLENBERG

Zwei klare Aussagen pragten den Auftritt von Christine Lamb-
recht, Bundesministerin der Justiz und fiir Verbraucherschutz:
Sowohl das Hinweisgeberschutzgesetz als auch das Unterneh-
menssanktionsrecht werden noch vor der Bundestagswahl 2021
verabschiedet. Transparency kdampft fiir diese Gesetze seit iiber
einem Jahrzehnt und steht im engen Austausch mit wichtigen
Stakeholdern, wie beispielsweise den Strafverfolgungsbehor-
den und der Polizei. Eine wesentliche Plattform hierfiir ist die
traditionsreiche Konferenz zur Strafverfolgung der Korruption,
die Transparency gemeinsam mit der Friedrich-Ebert-Stiftung
alle zwei Jahre in Berlin ausrichtet. Regelméfig verpflichten sich
die jeweiligen Bundesjustizminister*innen in diesem Rahmen
offentlich dazu, sich fiir schirfere Gesetze gegen Korruption ein-
zusetzen. Nach Heiko Maas und Katarina Barley bekannte sich
in diesem Jahr Christine Lambrecht zur Korruptionsbekdamp-
fung. Das stdrkt auch den Strafverfolgungsbehorden in diesem
Bereich den Riicken.

2020 konnte die Konferenz zwar wie alle vergleichbaren Veran-
staltungen nur online stattfinden. Die Beteiligung war deshalb
jedoch nicht geringer. Intensiv diskutierten circa 150 Vertre-
ter*innen aus Staatsanwaltschaft, Polizei, Medien, Politik und
interessierter Offentlichkeit an zwei Tagen iiber die Bausteine
des institutionellen Korruptionsbekdmpfungssystems.

Erster Teil: Vertraulicher Austausch

Im internen Teil der Veranstaltung wurden in diesem Jahr unter
anderem die Bekdmpfung von Auslandsbestechung, die Imple-
mentierung der 5. EU-Geldwascherichtlinie sowie der aktuelle
Stand des Hinweisgeberschutzgesetzes beleuchtet. In einem
Streitgesprach debattierten eine Staatsanwaltin und ein inves-
tigativer Journalist iiber die Schwierigkeiten der Strafverfol-
gungsbehorden sowie die unzureichende Gesetzeslage bei der
Verfolgung von Auslandsstraftaten durch Unternehmen. Ein
reformiertes Unternehmensstrafrecht, welches den Ermessens-
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Wir sorgen mit dem Gesetz dafiir, dass
die ehrlichen Unternehmen nicht die
Dummen sind. Das dient dem Schutz
vieler Arbeitsplatze, die durch Skandale
gefahrdet werden, dem Verbraucher-
schutz und dem fairen Wettbewerb."

Christine Lambrecht

spielraum zur Einleitung von Ermittlungen abschafft, sowie eine
Verbesserung der Ressourcen der Strafverfolgungsinstitutionen
wurden dabei als notwendige Verdnderungen fiir eine erfolgrei-
chere Bekdmpfung hervorgehoben.

Im Speeddebating-Format wurden anschliefdend die Probleme
bei der Verfolgung von Geldwéschetatbestinden debattiert.
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,Ob Wirecard, Deutsche Bank oder der
Dieselskandal: Wir brauchen dringend
klare rechtliche Rahmenbedingungen
und hartere Sanktionen.”

Hartmut Baumer

So sei die Idee, alle Straftaten als Vortaten der Geldwéasche zu
behandeln, ein richtiger Schritt, reiche aber fiir eine effektive
Bekdmpfung nicht aus. Der Weg iiber das Instrument der Ver-
mogensabschopfung sei weiterhin der erfolgversprechendere,
weshalb dieser ldnderiibergreifend haufig von den Strafverfol-
gungsinstitutionen bei den Ermittlungen verfolgt werde. Beim
Themenbereich Hinweisgeberschutz wurde deutlich, dass eine
reine Umsetzung der EU-Richtlinie zum Whistleblowerschutz
nicht ausreicht. Da die Strafverfolger*innen selbst entschei-
den miissen, ob der gemeldete Verstofd gegen nationales oder
EU-Recht verstofdt, sei es sowohl fiir die Hinweisgeber*innen
als auch fiir die Strafverfolgungsbehorden sinnvoll, das Gesetz
auch auf nationales Recht auszuweiten.

Der Appell an das Bundesjustizministerium fiir mehr Kohérenz,
Klarheit und Rechtssicherheit im Hinweisgeberschutzgesetz sei
daher nicht nur fiir die Hinweisgeber selbst von Bedeutung, son-
dern auch fiir die Justiz, Unternehmen und die 6ffentliche Ver-
waltung von grofder Wichtigkeit.

Zweiter Teil: Offentliche Konferenz mit der
Bundesjustizministerin

Im 6ffentlichen Teil der Veranstaltung stand das Unternehmens-
strafrecht im Vordergrund. Bundesjustizministerin Christine
Lambrecht widersprach in ihrem Statement den Kritikern des
Gesetzes. So flihre der Gesetzentwurf nicht zu einem interna-
tionalen Wettbewerbsnachteil fiir deutsche Unternehmen. Fiir
gesetzestreue Unternehmen verdndere sich durch das Gesetz
generell nicht viel. Eines der Ziele sei es, unternehmensinterne
Kontrollmechanismen zu stirken. Mit Blick auf einen kiinftig
gesetzlich verankerten Hinweisgeberschutz erwartet sich die
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Ministerin eine effizientere Aufdeckung von Betrug und Kor-
ruption innerhalb der Unternehmen. So hitte beispielsweise der
Wirecard-Skandal wesentlich frither aufgedeckt werden kon-
nen, wenn es fiir Mitwisser*innen einen effizienten Schutz vor
Verfolgung gegeben hitte.

Das Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz
liegt damit auf einer Linie mit den Forderungen von Trans-
parency. Hartmut B&dumer, Vorsitzender von Transparency
Deutschland, begriifite den vorliegenden Entwurf und sah die
Einfiihrung des Legalitdtsprinzips und die Einbindung interner
Compliance-Mafinahmen als Schritte in die richtige Richtung.
Als Hauptkritikpunkte am aktuellen Gesetzentwurf hob Biumer
hervor, dass Sparkassen und 6ffentliche Unternehmen von dem
Anwendungsbereich ausgenommen seien, internen Ermittlun-
gen eine zu wichtige Rolle zukomme und nicht-finanzielle Sank-
tionen aufier Acht gelassen wiirden. Aus Sicht einer effizienten
Korruptionsbekdmpfung gebe es hierfiir keine Rechtfertigung.
Zum Abschluss bekriftigte Biumer nochmals die Forderung, die
Ressourcen der Ermittlungsbehorden im Zuge des Gesetzes zu
verstarken, da eine nicht zu unterschitzende Mehrarbeit auf sie
zukommen werde.

Konstruktive Abschlussdebatte

In der anschlieflenden Diskussion waren sich alle Beteiligten
- sowohl Vertreter*innen der Strafverfolgung als auch von Un-
ternehmen - darin einig, dass entsprechende Gesetze sinnvoll
sind. Einigkeit herrschte auch mit Blick darauf, dass ein bun-
deseinheitliches Recht das Siid-Nordgefille in der Rechtspraxis
abmildern kann. Elisa Hoven, Strafrechtsprofessorin in Leipzig,
zeigte auf, dass die Gesetze in Bayern beispielsweise wesentlich
strenger als in den norddeutschen Lindern umgesetzt werden.
Lediglich Braunschweig bilde hierbei eine Ausnahme. André
Schmidt, Staatsanwalt der Staatsanwaltschaft Braunschweig,
machte darauf aufmerksam, dass es oft schwer sei, Zeugen fiir
Unternehmensvergehen zu finden. Es brauche Instrumente, um
das ,,Kartell des Schweigens“ zu durchbrechen. Der Hinweisge-
berschutz hitte daher auch in den vorliegenden Gesetzentwurf
integriert werden sollen.

Roman Reiss, Leiter Compliance Investigations der Robert
Bosch GmbH, vermisste klare Definitionen von Compliance-
Maftnahmen und wiinschte sich eine Ausdifferenzierung der
Tatbestinde. Matthias Korte, Ministerialdirigent im Bundesmi-
nisterium der Justiz und fiir Verbraucherschutz, erwiderte, dass
die Angaben zu Compliancesystemen im Gesetzentwurf allge-
mein gehalten worden seien, um eine Bandbreite von kleinen
Unternehmen bis zu multinationalen Konzernen abdecken zu
konnen. Die Strafverfolgungsbehorden kénnten sich an den In-
dustriestandards orientieren und die Compliancemafinahmen
in Unternehmen entsprechend beurteilen.

Fazit

Auch wenn die Strafverfolgungskonferenz der Korruption in
diesem Jahr im digitalen Format stattfinden musste, wurde die
Wichtigkeit des vertraulichen Austausches zwischen Vertre-
ter*innen der Strafermittlungsbehdrden einmal mehr deutlich.
Das Format der Konferenz bleibt weiterhin ein Erfolg.

27



UBER TRANSPARENCY

VORSTELLUNG KORPORATIVER MITGLIEDER: BUNDESSTADT BONN

,ITransparenz ermoglicht Chancen-
gleichheit bei der politischen Teilhabe”

Im Gesprach mit Katja Dorner (Biindnis 90/Die Griinen), seit November 2020 Oberbtuirger-

meisterin der Bundesstadt Bonn

INTERVIEW: ULRIKE LOHR

Wie hat sich die Bundesstadt Bonn seit dem
Beschluss des Bundestages, seinen Sitz und
Kernbereiche der Regierung nach Berlin zu
verlagern, entwickelt?

Ganz pauschal kann ich wohl sagen, dass
Bonn den Beschluss gut bewaltigt hat. Bonn
konnte sich auf Grundlage eines starken
Profils und einer sehr guten Infrastruktur
weiterentwickeln, was der Bund unter ande-
rem durch Ausgleichsmittel in Hohe von 1,4
Milliarden Euro unterstiitzte. Die Stadt hat sich erfolgreich vom
Standort offentlicher Dienstleistungen zum Zentrum fiir private
Dienstleistungen entwickelt. Besonders sind auch wissenschaft-
liche Einrichtungen zu nennen und nicht zu vergessen die iiber
150 internationalen Organisationen, vom Weltklimasekretariat
der UNO bis hin zur kleinen Nichtregierungsorganisation. Das ist
ganz sicher ein Alleinstellungsmerkmal Bonns geworden.

Welche Rolle spielen heute in Ihrer Arbeit die Vorfille rund um
den Bau des Kongresszentrums WCCB?

Als Stadt miissen wir hieraus die Lehre ziehen, nicht nur bei
Bauprojekten Risiken effektiver zu steuern und Entscheidungs-
prozesse transparenter abzusichern. Aktuell ist eine Stabsstelle
noch mit der Abrechnung des Grof3projekts beschiftigt, auch
juristisch ist das Thema noch nicht vollstindig aufgearbeitet.
Abgesehen hiervon spielt die WCCB-Historie in meinem beruf-
lichen Alltag aber keine grofiere Rolle mehr. Allerdings mochte
ich nicht versdumen zu betonen, wie wichtig die Existenz dieses
Konferenzzentrums fiir den internationalen Standort Bonn ist.

Welche Bedeutung hat die korporative Mitgliedschaft der Bun-
desstadt Bonn bei Transparency Deutschland fiir Sie und was
mochten Sie zu unserer erfolgreichen Arbeit beitragen?

Wir schitzen die enge Vernetzung mit Transparency und den
anderen korporativen kommunalen Mitgliedern. Da alle Be-
teiligten mit den Gegebenheiten im Verwaltungsalltag bes-
tens vertraut sind, ,lebt“ sie nicht nur von den jahrlichen
Treffen, sondern hat zu einem stetigen Erfahrungsaustausch
gefiihrt. Hierbei mochten wir auch kiinftig eine aktive Rolle
iibernehmen, zum Nutzen aller Mitglieder und unserer ge-
meinsamen Sache.
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Wie gehen Sie mit dem Aspekt der Trans-
parenz im Zusammenhang mit der Kor-
ruptionsbekampfung um und wie steht ihr
Stadtrat dazu?

Transparenz ermoglicht Chancengleichheit
bei der politischen Teilhabe und ist eine
Grundvoraussetzung fiir integres Verwal-
tungshandeln, also fiir eine glaubwiirdige
und funktionierende Demokratie. Korrup-
tion blitht dagegen nur im Verborgenen.
Was liegt daher néher, als ihr mit so viel Transparenz wie mog-
lich zu begegnen?

Ich denke, dass ein breiter Wille hierzu in Bonn besteht, natiir-
lich in einem rechtssicheren Umfeld und ohne die notwendige
Vertraulichkeit bei bestimmten Abldufen zu gefihrden. Schon
mit unserem ,,Open Data“-Angebot sind wir ein kommunaler
Vorreiter gewesen und haben es seither konsequent weiterent-
wickelt (vgl. Scheinwerfer 82, Seite 10). Wir konnen also durch-
aus mit einem gewissen Stolz auf die Entwicklung des Trans-
parenzgedankens in Bonn zuriickblicken, ohne uns auf dem
Erreichten auszuruhen.

Welche Instrumente zur Korruptionsprivention hat Ihre Stadt
entwickelt und wie setzen Sie diese ein? Hat die Corona-Pande-
mie Auswirkungen hierauf?

Zum einen mochten wir mit Hilfe eines systematischen Risiko-
managements beurteilen, wo genau welche strukturellen Risi-
ken stecken. Dann kénnen wir sie auch angemessen steuern.
Hierfiir soll uns mittelfristig ein flichendeckendes Internes Kon-
trollsystem auf Prozessebene dienen. Zum anderen entwickelt
das Rechnungspriifungsamt den korruptionsspezifischen ,,Ge-
fahrdungsatlas® fort, der eine arbeitsplatzbezogene Steuerung
nach Gefdahrdungsstufen ermoglicht.

Korruptionspréavention funktioniert aber nur, wenn in der Ver-
waltung ein Risikobewusstsein und weitreichende Akzeptanz
fiir Steuerungsmafinahmen etabliert sind. Daran arbeiten wir
stetig mit einer Sensibilisierung der gesamten Mitarbeiterschaft!
Hiervon nehme ich selbstverstiandlich auch mich und den Ver-
waltungsvorstand nicht aus.

Leider erschwert die Pandemie derzeit immer wieder den Fort-
gang auch dieser Maffnahmen.

TRANSPARENCY DEUTSCHLAND SCHEINWERFER @® 90

Bild: Schafgans/Bundesstaat Bonn



UBER TRANSPARENCY

Stadt Koln: Mehr Transparenz
und verscharfte Regeln

In einem Gastbeitrag schildert Prof. Dr. Dorte Diemert, Stadtkdmmerin und Dezernentin fir
Finanzen und Beteiligungen, die Weiterentwicklung des Public Corporate Governance Kodex
der Stadt Koln, seit Januar 2020 kommunales Mitglied von Transparency Deutschland.

Die Stadt Koln erfiillt ihre Aufgaben nicht nur durch eigenes
Personal, sondern auch durch eigene Unternehmen. Wie jede
Eigentliimerin hat sie ein Interesse daran, dass diese Unterneh-
men verantwortungsvoll und im Sinne der stadteigenen Inter-
essen gefithrt werden. Neben Wirtschaftlichkeit und Effizienz
geht es dabei auch die um Orientierung am Gemeinwohl. Dabei
ist der Kolner Public Corporate Governance Kodex (PCGK) ein
wichtiges Steuerungsinstrument.

Ein PCGK ist ein Regelwerk, welches die Standards guter Unter-
nehmensfiihrung definiert und damit eine klare Orientierung,
Transparenz und Kontrolle ermdglichen soll. Im Mittelpunkt
stehen Prozesse und Strukturen zwischen und innerhalb von
Geschiftsfithrung, Vorstand, Aufsichtsrat und Eigentiimerin.
Da die Unternehmensgrofie und -rechtsform kommunaler Be-
teiligungen stark variiert arbeitet der PCGK in der Regel mit
Empfehlungen. Abweichungen sind moglich, miissen aber of-
fengelegt und begriindet werden. Politisch und medial entfal-
tet ein PCGK eine starke Regulierungswirkung.

Auch das beste Regelwerk ist nutzlos,
wenn es in der Schublade verschwindet!

Bereits 2008 hatte der Rat der Stadt Koln die Verwaltung mit
der Erarbeitung eines PCGK beauftragt und diesen 2012 verab-
schiedet. Damit verfiigte die Stadt Koln als o6ffentliche Gebiets-
korperschaft schon sehr friih iiber ein derartiges Regelwerk.
Im September 2020 wurde die erste Fortschreibung mit grofier
Mehrheit im Rat der Stadt Koln beschlossen, um den PCGK an
die sich dynamisch verdndernden Compliance-Standards an-
zupassen.

Vorangegangen war ein einjdhriger Evaluationsprozess unter
Einbindung der politischen Mandatstrigerinnen und -trager
sowie der kommunalen Unternehmen, der wissenschaftlich
von Prof. Dr. Ulf Papenfufi, Inhaber des Lehrstuhls fiir Public
Management und Public Policy an der Zeppelin-Universitét in
Friedrichshafen, begleitet wurde.

Neu: Frauenquote, Fortbildungen,
Vergiitungsbericht

Das iiberarbeitete Regelwerk enthilt teils neue, teils geschirfte
Regelungen zugunsten verbesserter Transparenz und einer op-
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timierten Kontrolle und Zusammenarbeit. Aber auch politische
Schwerpunkte wurden gesetzt.

Das betrifft beispielsweise die Einfiihrung einer Frauenquote
und Anforderungen an Diversitdt bei der Besetzung von Auf-
sichtsriaten und Geschiftsfithrung. So sieht der Kodex fiir Auf-
sichtsrite zukiinftig einen Anteil von mindestens 40 Prozent
Frauen und mindestens 40 Prozent Mdnnern vor. In Zukunft
sollen auferdem nach Moglichkeit vermehrt externe Aufsichts-
ratsmitglieder bei der Bestellung beriicksichtigt werden - also
Personen, die weder aus Rat noch Verwaltung stammen, aber
iiber eine fachliche Eignung verfiigen.

Eine umfangreiche Fortbildungsverpflichtung soll die unter-
nehmensrechtliche Qualifikation der Gremienmitglieder, oft
ehrenamtliche Kommunalpolitikerinnen und -politiker, sicher-
stellen. Eine sogenannte Cooling-off-Verpflichtung - also die
Regelung, dass ein ehemaliges Mitglied der Geschiftsfiihrung
erst nach einer Frist von zwei Jahren in den Aufsichtsrat wech-
seln darf - war bereits von Anfang an im Kolner
PCGK enthalten. Sie hat sich bewéhrt und wur-
de beibehalten. Eine diskutierte Erweiterung
dieser Regelung auf den Fall des Wechsels vom
Aufsichtsrat in die Geschiftsfithrung wiirde ju-
ristisches Neuland betreten. Dazu soll es des-
halb nun eine gutachterliche Priifung geben.

Bei Auswahlverfahren und der Festlegung der Vergiitung fiir
die Geschiftsfiihrung ist zukiinftig zwingend eine Personalbe-
ratung hinzuzuziehen. Die Hohe der Vergiitungen wird dariiber
hinaus in einem jahrlichen Vergiitungsbericht dokumentiert.

Weitere Neuerungen: Wichtige Governance-Informationen
sind von den Unternehmen online zu veroffentlichen. Dazu
zahlt auch die jahrliche Corporate Governance-Erklarung. Au-
Rerdem soll Beschéftigten und Dritten die Moglichkeit einge-
raumt werden, geschiitzt und anonym Hinweise auf Rechtsver-
stofle zu geben (sog. "Whistleblower"-Regelung).

Mit diesen aktualisierten und verschirften Grundsdtzen moch-
te die Stadt Koln weiterhin Vorreiterin bei der Public Corporate
Governance sein. Der PCGK zwingt alle Beteiligten, sich regel-
maflig mit den Standards auseinanderzusetzen, Abweichungen
zu diskutieren und diese gegeniiber der Offentlichkeit zu recht-
fertigen. Denn eines steht fest: Auch das beste Regelwerk ist
nutzlos, wenn es in der Schublade verschwindet!
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VORSTELLUNG NATIONALER CHAPTER:
| WATCH TUNESIEN

,Ohne politischen
Willen sind wir
unfahig, Korruption
zu bekampien”

Tunesiens Président hat sich den Kampf

gegen die Korruption auf die Fahnen
geschrieben - verfligt aber nicht Gber
die nétigen Reformbefugnisse.

Ilinesien konnte im gerade erschienenen Korruptionswahrnehmungsindex 2020
finf Platze nach oben klettern. Mouheb Garoui, Mitglied des Lenkungsausschus-
ses von I WATCH, spricht im Interview mit dem Scheinwerfer iber die Entwicklung
des tunesischen Chapters und dessen Initiativen im Kampf gegen Korruption.

INTERVIEW: JONATHAN PETERS

Welche Formen nimmt Korruption in Tunesien an?

Korruption in Tunesien duflert sich auf unterschiedliche Art
und Weise, angefangen bei Alltagsbestechung iiber Vetternwirt-
schaft, Veruntreuung und Absprachen bis hin zur Korruption
auf Regierungsebene.

Unter der Regierung Ben Alis (1987-2011) kam es zu Korruption
innerhalb der tunesischen Justiz, was den Ruf der Justiz in der
Bevolkerung nachhaltig schidigte. Wie kann dieses Vertrauen
zuriickgewonnen werden? Ist eine Reform der Justiz notig?

Ja, eine Reform des Justizwesens ist notwendig. Angesichts
des fehlenden politischen Willens wird die Unabhéngigkeit der
Justiz jedoch nicht gewihrleistet sein. Den Richtern fehlt es im-
mer noch an den notwendigen Ressourcen, um ihre Arbeit ord-
nungsgemafd auszufithren. Auch die Korruption innerhalb der
Justiz ist ein Problem, das angegangen werden muss.
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Wie nehmen Sie die politischen Ziele des neuen Prisidenten
Kais Saied wahr? Kann er Ihrer Meinung nach den Kampf gegen
Korruption vorantreiben?

Wir glauben nicht, dass die verfassungsmafligen Befugnisse von
Kais Saied ihm erlauben wiirden, die Korruption effektiv zu be-
kdmpfen - obwohl er behauptet, dass er es kann. Wir glauben,
dass der politische Wille von den in der Regierung vertretenen
Parteien kommen muss - ohne diesen Willen sind wir unfihig,
Korruption zu bekdmpfen. Nur: Der Vorsitzende der zweitgrof3-
ten Partei im Parlament, die die derzeitige Regierung unter-
stiitzt, sieht sich nach einer von I WATCH geleiteten Untersu-
chung mit Korruptionsvorwiirfen konfrontiert und sitzt derzeit
im Gefingnis.

Wie kommt's, dass Sie als tunesisches Chapter von Transpa-
rency International den Namen ,,] WATCH* tragen?
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I WATCH (ANA YAKEDH auf Ara-
bisch) wurde 2011 als eine unab-
héngige, gemeinniitzige tunesi-
sche Uberwachungsorganisation
mit der Zielsetzung gegriindet, fi-
nanzielle und administrative Kor-
ruption anzuprangern und Trans-
parenz zu fordern. Im November
2013 wurden wir nationale Kon-
taktstelle von Transparency Inter-
national und im September 2019
zum offiziellen tunesischen Chapter. Dennoch haben wir uns
entschieden, den urspriinglichen Namen beizubehalten. Im
Oktober 2017 erhielt I WATCH {iibrigens den Amalia Award von
Transparency International in der Kategorie ,,Impact“ als An-
erkennung fiir die Bemiihungen im Kampf gegen Korruption
und die Férderung von Transparenz.

Wie ist I WATCH aufgebaut?

Die Organisation besteht aus einem Lenkungsausschuss und
aktiven Mitgliedern. Der Lenkungsausschuss setzt sich aus
drei ehrenamtlichen Mitgliedern zusammen, die auf einer Ge-
neralversammlung gewdhlt werden: einem Prédsidenten, einem
Generalsekretidr und einem Schatzmeister. Unser kompetentes
und vielseitiges Mitarbeiter:innen-Team tiberwacht die Durch-
fihrung von Projekten und die Umsetzung der Strategien der
Organisation. I WATCH hat auch eine interne Geschiftsord-
nung, die den Bestimmungen des Arbeitsgesetzes und des Ver-
einsgesetzes entspricht.

Dariiber hinaus hat I WATCH sieben Regionalbiiros, die die
Arbeit von I WATCH und die Umsetzung seiner Initiativen un-
terstiitzen. Sie werden auch eine entscheidende Rolle bei der
Erreichung der Ziele unseres I ASSIST-Projekts spielen, insbe-
sondere bei der Organisation von Aktivititen in den Regionen
zwischen Biirger:innen, Wirtschaftsvertreter:innen und Abge-
ordneten.

Was ist I ASSIST?

Im Rahmen dieses Programms, das von mehreren Gebern wie
der niederlandischen Botschaft, der U.S. Middle East Partner-
ship Initiative (MEPI) und der Europdischen Union finanziert
wird, arbeiten wir seit 30 Monaten mit lokalen Akteuren zu-
sammen. Dabei kooperieren wir mit mehr als 70 zivilgesell-
schaftlichen Organisationen in den 24 Gouvernements Tu-
nesiens, damit diese als lokale Watchdogs fungieren und die
Rechenschaftspflicht der lokalen Regierungen sicherstellen.
Zusatzlich zur Arbeit mit der Zivilgesellschaft arbeiten wir mit
20 Gemeinden aus verschiedenen Regionen des Landes zu-
sammen. | WATCH hat die Kapazitdten der Gemeinden in den
Bereichen Transparenz und Governance - etwa mit Blick auf
den Zugang zu Informationen - sowie in den Bereichen der
offentlichen Politik, das heifit bei Projektmanagement, Politik-
analyse oder strategischer Planung, gestarkt.

Dariiber hinaus kooperiert I WATCH derzeit eng mit lokalen
Medien wie dem nationalen Radio und sechs regionalen Radio-
sendern. I WATCH arbeitet auch mit aktiven Biirgerinnen und
Biirgern zusammen, um deren Rolle bei der Forderung der lo-
kalen Regierungsfiihrung zu starken.
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Konnen Sie uns Einblicke in weitere
aktuelle Projekte geben?

Zwischen 2011 und 2019 hat
I WATCH alle Wahltermine sowie
die Finanzierung des Legislativ-
wahlkampfes in den Jahren 2014
und 2019 begleitet. Auflerdem ha-
ben wir eine Vielzahl von Projekten
und Aktivitdten rund um das Thema
gute Regierungsfithrung und Kor-
ruptionsbekdmpfung durchgefiihrt.
Beispielsweise haben wir ein Advocacy- und Rechtsberatungs-
zentrum aufgebaut, das Whistleblowern und Korruptionsopfern
bei der Formulierung ihrer Beschwerden und der Weiterverfol-
gung ihrer Fille Unterstiitzung bietet.

Was die Arbeit im Parlament betrifft, so hat unsere Organisation
zwischen 2015 und 2016 ein parlamentarisches Programm um-
gesetzt, bei dem wir einen Kern von ,Parlamentariern gegen
Korruption“ aufgebaut haben, die sich fiir die Verbesserung des
gesetzlichen Rahmens in Bezug auf die Férderung von Integritét
und den Kampf gegen Korruption eingesetzt haben. Auflerdem
haben wir als Vertreter der Zivilgesellschaft an einer Reihe von
Anho6rungen im Parlament zu verschiedenen Gesetzesentwiirfen
teilgenommen, darunter das Gesetz iiber den Zugang zu Infor-
mationen und das Gesetz iiber den Schutz von Hinweisgebern.
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KATHARINA NOCUN

PIA LAMBERTY

NKEM
BESTIMMEN

Berlin: Quadriga-Verlag, 2020
ISBN: 978-3-86995-095-2
352 Seiten. 19,90 Euro

KATHARINA NOCUN /
PIA LAMBERTY

Fake Facts

Wie Verschworungs-
theorien unser Denken
bestimmen

Die Verbreitung von Verschwo-
rungsideologien in den elektro-
nischen Medien beschiftigt die
Offentlichkeit ja schon seit einiger
Zeit verstdrkt, aber Corona hat das
Thema endgiiltig auf die Schaum-
krone der Nachrichtenwelle ge-
spiilt. Da ist es ganz gut, wenn man
abseits der aufgeregten Meldungs-
flut mit etwas Muf3e der Sache auf
den Grund geht und sich auch aus
der Wissenschaft etwas Klarheit
besorgt. Und siehe da - da gibt es
in der Tat etwas zu entdecken.

Katharina Nocun, bekannt als
Biirgerrechtlerin, Netzaktivistin
und Okonomin sowie Autorin des
Buches ,,Die Daten, die ich rief*,
hat ihre Recherchen und Beobach-
tungen mit denen der Psychologin
Pia Lamberty, die Verschworungs-
theorien wissenschaftlich unter-
sucht, in ein gemeinsames Werk
gegossen.
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Die erste Erkenntnis ist, dass man
seine Wortwahl schon mal iiber-
priifen muss: der Begriff ,,Ver-
schworungstheorie“ veredelt un-
gerechtfertigt das, worum es geht.
»verschworungsideologie“ diirfte
meistens der zutreffendere Begriff
sein. Die zweite Erkenntnis: Das
Phinomen ist alles andere als neu.
Die dritte: Die Verbreitung war und
ist viel grofier als man vielleicht
denkt. Und viertens: Haufiger als
man gern glauben maochte, ist man
auch selbst betroffen. Na nu! So
beginnt das Buch gleich mit einem
Selbsttest der Anfalligkeit.

Die Autorinnen verschaffen sich
anfangs einen historischen Uber-
blick iiber Verschworungsmythen.
Auflerdem geben sie dem Lesen-
den eine Definition und Merkmale
an die Hand. Die machen jedoch
deutlich, dass man es mit einer
schwammigen Materie zu tun

hat, deren Grenzen fliefRend sind.
Die gelieferten psychologischen
Grundlagen helfen sowohl bei der
Selbsteinschétzung als auch bei
der Einordnung von Nachrichten
und Thesen, die die Medien fiillen.
Der Lesende lernt unter anderem,
welche Zusammenhinge zwischen
der Anfilligkeit auf Verschworun-
gen und Paranoia oder Intelligenz
bestehen, welche Rolle das Inter-
net spielt, wie Verschworungen die
Politik beeinflussen und ab wann
es gefiahrlich wird.

Das Buch hilft in der Tat, im
Dschungel der Informationsflut
und der ,,Infodemie“ einen kiihlen
Kopf zu bewahren und mit einem
systematischeren Blick und mit
historischem Wissen auf die polari-
sierte Nachrichtenflut zu schau-
en. Dariiber hinaus vermittelt es
Hilfsmittel zum Umgang mit Ver-
schworungsgldaubigen und macht
deutlich, wie heikel dieser Umgang
sein kann. Ausgang ungewiss. Als
Akteur muss man auch bedenken,
ob und welchen Preis man bereit
ist in Kauf zu nehmen, um eine
identifizierte Verschworungserzih-
lung auszurdumen.

s « Helena Peltonen-Gassmann
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GUNTHER BACHMANN

Die Stunde der
Politik
Ein Essay tiber Nachhaltig-

keit, Utopien und Gestal-
tungsspielraume

Giinther Bachmann fiihrt seine Leser und
Leserinnen in die Kiiche der Nachhaltigkeits-
politik. Sein Credo und das Dilemma der
Realpolitik beschreibt er so: ,,Das Vollkomme-
ne muss man als Ideal denken, aber darf ihm
nicht nachhédngen, um frei genug zu sein, das
Nachstbessere real zu tun, selbst auf anschei-
nenden Umwegen. Davon, also von Erfolgen
und Fehlern, handelt dieses Buch® (S. 14).

Als Idee und politisches Gestaltungsprinzip
ist Nachhaltigkeit das Ergebnis einer poli-
tischen Initiative. Die 1983 von den Verein-
ten Nationen eingesetzte Weltkommission
fiir Umwelt und Entwicklung sollte Wege
aufzeigen, wie eine wohlstandsmehrende
wirtschaftliche Entwicklung in den Lindern
des Globalen Siidens und des Nordens ohne
eine Fortsetzung der Umweltzerstorung her-
beigefiihrt werden konnte. Vorgelegt wurde
1987 mit dem Konzept einer nachhaltigen
Entwicklung ein Gegenentwurf zur derzeiti-
gen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung.
Er mobilisierte Krifte und Gegenkrifte. Sie
bestimmen heute noch den Prozess der Nach-
haltigkeitspolitik.
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Die Macht der Idee Nachhaltigkeit er6ffnet
der Politik einerseits Gestaltungsspielrdume.
Andererseits erschweren die hohen Erwar-
tungen an umfassende schnelle Lésungen

die Durchsetzung nachster Schritte. Das von
der Prasidentin der EU-Kommission Ursula
von der Leyen im Zusammenhang mit der
Klimapolitik benutzte Bild vom ,,Mann auf
dem Mond* fiir die Dimension der Aufgabe
illustriert die weit verbreitete Fehleinschét-
zung der zu bewiltigenden Aufgabe. Anders
als die Raumfahrt sind Nachhaltigkeit - und
auch die Klimapolitik - Querschnittsaufgaben.
Sie betreffen praktisch alle gesellschaftlichen
und politischen Bereiche sowie eine Vielzahl
von Akteuren. Auch Korruptionspravention ist
im Ubrigen Teil der UN-Ziele fiir Nachhaltige
Entwicklung. Denn eine nachhaltige Entwick-
lung nimmt Schaden, wenn Partikularinteres-
sen zum Nachteil der Allgemeinheit zum Zuge
kommen.

Als langjdhriger Leiter des Sekretariats des
Rates fiir Nachhaltige Entwicklung hat Bach-
mann an der Nahtstelle von Politik, Wissen-
schaft, Wirtschaft und Gesellschaft die typi-
schen Verhaltensweisen und Reaktionen aus
den verschiedensten Kreisen kennengelernt.
Seine beispielhaften Schilderungen verraten,
wie sehr er sich mitunter {iber Besserwisse-
rei und Ignoranz gedrgert hat. Die Fehler des
Umgangs mit dem Postulat der Nachhaltigkeit
sieht Bachmann in erster Linie in der unzurei-
chenden Bereitschaft zum Handeln der Akteu-
re in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. Es
fehle vielerorts der Mut anzufangen und sich
auf einen Lernprozess einzulassen.

Bachmann zeigt, dass der Boden fiir solches
Handeln bereitet ist. Er schildert die Erfolge
von 30 Jahren Engagement fiir Nachhaltigkeit
mit zahlreichen Beispielen aus Unternehmen,
Kommunen und Einzelinitiativen nicht zuletzt
aus dem Kulturbereich. Auch die Politik habe
grofe Brocken wie die Wende in der Energie-
politik, den Ausstieg aus der Atomenergie

in Angriff genommen. In der Verkehrs- und
Landwirtschaftspolitik gebe es einen grund-
sdtzlichen Konsens fiir grundlegende Verdn-
derungen. Seine Forderung an die Adresse der
Politik lautet daher: ,,Macht Politik“ (S. 127).
Wartet nicht ab, bis derzeit méachtige Vertei-
diger der nicht nachhaltigen Strukturen den
Spielraum freigeben.

Wer mehr {iber das Dilemma der Nachhaltig-
keitspolitik, deren Schwichen und Starken
wissen mochte, sollte das Buch lesen.

« Edda Miiller

SCHEINWERFER @® 90

Antikorruptions-
Compliance

Heidelberg: C.F. Miiller, 2020
ISBN 978-3-8114-5633-4
1048 Seiten. 189,00 Euro

MARKUS BUSCH / ELISA
HOVEN / MARK PIETH /
MARKUS RUBENSTAHL (HRSG.)

Anti-
korruptions-
Compliance

Das vorliegende Buch erhebt zu
Recht den Anspruch, eine praxis-
taugliche, fundierte und umfas-
sende Arbeitshilfe zu sein. Dazu
behandelt es die internationalen
rechtlichen Vorgaben fiir Korrup-
tionsbekdampfung, das einschlédgige
deutsche materielle und prozessuale
Recht, das Korruptionsstrafrecht
und Compliance-Vorgaben aus zehn
Landern, die repressive Compliance
mit forensischen Untersuchungen
und Internal Investigations sowie
die praventive Compliance mit Bei-
spielen aus der Praxis.

Die Abhandlungen sind grofiten-
teils fiir Fachleute geschrieben,
Ausnahmen sind unter anderem die
Einfiihrung, Kapitel 5 zu Sport und
Korruption, die Skizzierung der gan-
gigen Methoden zur Verschleierung
von Auslandskorruption (Kapitel

8), die Aufarbeitung des Jones Day
Beschlusses des Bundesverfassungs-
gerichts (Kapitel 26), die Analyse der

TRANSPARENCY DEUTSCHLAND

REZENSIONEN

Ursachen fiir Korruption zur Risiko-
analyse (Kapitel 34) oder auch die
erlauternden Aspekte der Hinweis-
gebersysteme (Kapitel 39).

Gleich die Einfithrung stimmt ein
Transparency-Mitglied frohlich,
denn sie wiirdigt den Beitrag von
Transparency International zum
Beitritt von Deutschland, Grof3bri-
tannien und Frankreich zur OECD-
Konvention gegen Auslandsbeste-
chung (Rn 14). Die Kapitel geben
gute Uberblicke und sind hilfreich,
um sich schnell einen Einblick in
die Materie zu verschaffen oder
um Anregungen zu erhalten, zum
Beispiel fiir Korruptionsindikatoren
(Kapitel 35, Rn 140-142). Interes-
sant fand ich den Hinweis auf die
Hannoversche Korruptionsskala
(Kapitel 34, Rn 51), einen Fragen-
katalog zur Messung der Einstellung
gegeniiber Korruption. Hilfreich ist
auch die Beriicksichtigung des Re-
gierungsentwurfs fiir ein Verbands-
sanktionengesetz.

Wiinschenswert wére jedoch zum
Teil eine bessere Verkniipfung der
Themen, trotz des hilfreichen Stich-
wortverzeichnisses. Angesichts des
schieren Umfangs der behandelten
Materie ist es vielleicht verstand-
lich, dass die Autorinnen und Auto-
ren nicht konsistent Querverweise
machen, sondern andere Quellen
aus Literatur und Rechtsprechung
zitieren. Dennoch wird zum Bei-
spiel bei der Darstellung der Ver-
letzung von Geschiftsgeheimnissen
(Kapitel 7, Rn 73) die Straflosigkeit
von Hinweisen zur Aufdeckung von
rechtswidrigen Handlungen nicht
erwihnt, obwohl fiir Korruptionsta-
ten relevant. Hier wire ein Verweis
auf die umfassendere Darstellung
auch dieses Aspekts in Kapitel 39
(Rn 85-88) hilfreich.

Das soll das positive Gesamturteil
jedoch nicht schmalern. Das Hand-
buch ist wertvoll und soll in zwei
Jahren aktualisiert werden, sodass
dann auch - hoffentlich! - die
endgiiltige Fassung des Verbands-
sanktionengesetzes eingearbeitet
werden kann.

e « Angela Reitmaier

33



REZENSIONEN

0 ety

Hamburg: tredition, 2020
ISBN: 978-3-347-13258-0
252 Seiten. 10,50 Euro

CHRISTIAN KREIB

Gekaufte
Wissenschaft

Wie uns manipulierte
Hochschulforschung schadet
und was wir dagegen

tun konnen

Christan Kreif? hat mit ,,Gekaufte Wissen-
schaft“ den Nachfolgeband zu ,,Gekaufte
Forschung“ aus dem Jahre 2015 vorgelegt.
Dem Autor geht es darum, die Einfluss-
nahmen auf die Forschung und wissen-
schaftliche Tatigkeiten an deutschen
Hochschulen aufzuzeigen und Missstdnde
offenzulegen. Als ordentlicher Professor
an der Hochschule fiir Wirtschaft und
Technik in Aalen hat er direkte Beriih-
rungspunkte mit der von ihm aufgegriffe-
nen Thematik.

Kreif? zeigt zundchst den Zusammenhang
von Forschungsfinanzierung und Einfluss
der Industrie auf Wissenschaft und Bil-
dung auf. Hierbei zeichnet er ein differen-
ziertes Bild der Interessen, die hinter Dritt-
mittelvergaben an Hochschulen stehen
konnen. Sein Fazit zur gegenwartigen
Lage ist bedenklich: Nur ein Anteil von ca.
20 Prozent der Mittel stehe fiir unabhén-
gige Forschung zur Verfiigung. Neben in-
dustriefinanzierter Forschung steht auch
die Zunahme der Drittmittel aus 6ffentli-
cher Hand im Fokus seiner Kritik.
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Nach dieser Analyse nehmen sieben Fall-
beispiele einen Grof3teil des Buches ein,
die an einem sechsstufigen Kriterienkata-
log gemessen werden, den der Autor aus
Erfahrungen im Zusammenhang mit der
industrie-finanzierten Wissenschaft und
den daraus ableitbaren Folgen entwickelt
hat. Hierbei ist die inhaltliche Breite so-
wohl der finanzierenden Unternehmen als
auch der drittmittelfinanzierten Wissen-
schaft beachtlich.

Zu bedauern ist, dass der Autor in diesem
Zusammenhang ein von ihm gefiihrtes
und verlorenes Verfahren vor dem Ver-
waltungsgericht Mainz thematisiert und
Ausziige aus der Urteilsbegriindung aus
seiner unmittelbaren Betroffenheit heraus
kommentiert. Damit verlédsst die Darstel-
lung nicht nur die Ebene der Objektivitit
- die Kritik wire an dieser Stelle nicht an
das Gericht zu richten gewesen, sondern
an den Gesetzgeber.

AbschliefSend zeigt Kreifd Wege auf, die

zu mehr Freiheit in Forschung und Lehre
fithren kénnten. Ein zentrales Anliegen ist
eine stédrkere 6ffentliche Grundfinanzie-
rung. Er fordert zudem mehr Transparenz
im Hinblick auf Kooperationsvertrage und
Drittmittelfinanzierung. Und er nimmt die
hochschulischen Gremien in die Pflicht,
ihre Verantwortung fiir die Freiheit von
Forschung und Lehre stirker wahrzu-
nehmen. Ein Blick auf die internationalen
Beziige runden die Schlussfolgerungen
ab. Der Darstellung hitte es insgesamt
gutgetan, starker die Instrumente und ins-
besondere die gesetzgeberischen Notwen-
digkeiten zur Erreichung der formulierten
Ziele in den Fokus zu nehmen.

Adressaten dieses Buches sind nicht in
erster Linie die Menschen, die in For-
schung und Wissenschaft tatig sind,
sondern die interessierten Laien. Denn
diese sind nach Auffassung des Autors von
den Folgen der von ihm aufgezeigten Ent-
wicklungen nachhaltig betroffen. Kreif3
leistet insgesamt einen wertvollen Beitrag
zur Debatte, wo die Uberschneidung der
Interessen von Wirtschaft und Forschung
zu Problemen fiihren kann und wie Wis-
senschaftsfinanzierung aussehen sollte.
Die stark subjektiv gepragte Sicht auf die
Thematik tut dem Buch insgesamt keinen
nennenswerten Abbruch.

¢ » Roland Hoheisel-Gruler
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Unterstutzen Sie uns
iIm Kampf gegen Korruption

Transparency Deutschland bekampft Korrupti-
on in Wirtschaft, Staat und Zivilgesellschaft.
Wir finanzieren uns im Wesentlichen aus Mit-
gliedsbeitragen individueller und korporativer
Mitglieder, Forderbeitragen, Spenden und
Buf3geldern. Um weiterhin effektiv und schlag-
kraftig arbeiten zu kdnnen, brauchen wir Sie!

Spenden

Schon mit einer einmaligen Spende unter-

stltzen Sie unsere Arbeit wirkungsvoll.
So kénnen wir unter anderem unsere

Publikationen - wie den Schweinwerfer -

kostenfrei herausgeben.

Fordern

Mit einem monatlichen oder
jahrlichen Forderbeitrag setzen
Sie sich kontinuierlich fur die
Bekampfung von Korruption ein.
Ubrigens: Wenn Sie uns eine
Einzugsermachtigung erteilen,
sparen wir Verwaltungskosten ein
und koénnen lhren Beitrag nach-
haltig in unsere Arbeit investieren.

Kontoverbindung:

Transparency International Deutschland e.V.
GLS Bank

IBAN: DE07 4306 0967 1146 0037 00

BIC: GENODEM1GLS

A TRANSPARENCY
INTERNATIONAL
Deutschland e.V.

©) O ®) Mitglied werden

Bringen Sie sich aktiv als Mitglied

ein - zum Beispiel vor Ort in einer unserer
Regionalgruppen oder themenspezifisch

in einer unserer Arbeitsgruppen zu
Schwerpunktthemen wie Politik, Wirtschaft
und Sport.

Gelebte Transparenz

Ganz im Sinne der Transparenz
veroffentlicht Transparency
Deutschland die Namen der
Spender*innen bei Betragen ab
1.000 Euro pro Jahr im Jahres-
bericht und auf der Webseite.

Gemeinniitzig und @
politisch unabhiangig

Unsere Grundprinzipien sind Integritat,
Verantwortlichkeit, Transparenz und S\
Partizipation der Zivilgesellschaft. Wir

arbeiten politisch unabhangig und sind

vom Finanzamt als gemeinnitzig aner-

kannt. Spenden, Férderbeitrage und

Mitgliedsbeitrage sind daher steuerlich
absetzbar.

Mehr Informationen:
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= Fhe ¥ jetzt-spenden


https://www.transparency.de/jetzt-spenden

e ) TRANSPARENCY

INTERNATIONAL
Deutschland e.V.

Transparency International Deutschland eV.
Scheinwerfer — Das Magazin gegen Korruption
Geschaftsstelle

Alte Schonhauser StrafRe 44

10119 Berlin

Tel: 030-549898-0
Fax: 030 - 54 98 98 - 22

redaktion@transparency.de
office@transparency.de
www.transparency.de

¥ @transparency_de
f TransparencyDeutschland

B Transparency International Deutschland e.V.

Immer auf dem Laufenden sein: Abonnieren Sie jetzt unseren
Newsletter auf www.transparency.de/aktuelles/newsletter

100% Recyclingpapier, klimaneutral gedruckt



	1: 
	2: 
	undefined: 
	undefined_2: 
	dungen sei für Rückfragen ein Chat mit der hinweisgebenden: 


